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Angola: 

Vom nationalistischen Machtkampf 
zur imperialistischen Intervention 
8. Januar - Kurz vor dem Zusammentreffen der Konferenz 
der Organisation für Afrikanische Einheit (DA U) überschla­
gen sich die neuesten Nachrichten: Washington übe Druck 
auf Pretoria aus, um Südafrikas direktes Engagement in An­
gola zu reduzieren. Einige Gazetten melden dann auch 
pj7ichtschuldigst, Südafrika ziehe bereits seine Truppen aus 
Angola zurück, um die afrikanischen Staaten nicht zu schädi­
gen, die die FNLAjUNITA-Koalition unterstützten. Die So­
wjetunion gibt ihre Bereitschaft in Prawda-Kommentaren 
deutlich zu erkennen, daß sie auch einer erneuten Koalitions­
regierung der drei Unabhängigkeitsbewegungen zustimmen 
würde. Die militärische Kraft der MPLA drängt die FNLAj 
UNITA-Fronten zurück. Es scheint selbst zwischen FNLA 
und UNIT A zu Gefechten gekommen zu sein; die UNIT A 
gibt zu verstehen, daß sie auch zu einem Block mit der 
MPLA bereit wäre. - Redaktionell abgeschlossen wurde der 
nachfolgende Artikel vor dem Eintreffen dieser Nachrichten 
und der Spekulationen, die sich an sie und die bevorstehen­
de DA U-Konferenz knüpfen. Wie auch der Appell dieser 
Konferenz aussehen wird, unsere grundlegenden Positionen 
werden durch sie nicht berührt. Wir haben den bedingten 
Charakter unserer militärischen Unterstützung der MPLA 
im Kampf gegen die vom Imperialismus geführte FNLAj 
UNITA-Koalition betont, und wir haben erläutert, daß Mar­
xisten im bloßen Machtkampf zwischen linken und rechten 
Nationalisten keine Partei ergreifen können. Unsere Krite-

UNITA- und südafrikanische Truppen führten ge­
meinsam die imperialistische Offensive gegen 
die MPLA von Süden her. 
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rien und Bedingungen haben prinzipiellen Charakter. Wir 
publizieren im folgenden unseren Anfang Januar abgeschlos­
senen Artikel, auch wenn durch die OA U-Konferenz oder 
andere Ereignisse einige Details überholt sein könnten. 

Der Abzug der letzten portugiesischen Truppen aus Luan­
da stellt das Ende von fünf Jahrhunderten portugiesischer 
Kolonialherrschaft in Afrika dar. Es ist aber die Frage, ob 
hieraus ein unabhängiger angolanischer Staat hervorgehen 
wird. Nach dem Einziehen der portugiesischen Flagge in der 
Hauptstadt proklamierte die links-nationalistische, von Mos­
kau unterstützte Volksbewegung für die Befreiung Angolas 
(MPLA) eine neue Regierung. Zur gleichen Zeit bereiteten 
die Nationale Front für die Befreiung von Angola (FNLA) 
und die Nationale Union für die vollständige Unabhängigkeit 
von Angola (UNITA) die Ausrufung einer Gegenregierung 
vor. Die FNLA wird von den USA finanziert und massiv un­
terstützt von Zaire (dem ehemaligen Belgisch Kongo), wäh­
rend das maoistische China Waffen und Militärberater lie­
fert. Die UNIT A ist neokolonialistisch, wird gestützt von den 
zurückgebliebenen portugiesischen Unternehmern und zuneh­
mend direkt von Südafrika. 

Während der letzten Monate wurde Angola von einem 
Machtkampf zwischen den drei Gruppen zerfleischt. Eine 
"Übergangsregierung" , errichtet mit der Unterzeichnung des 
Abkommens von Alvor im Januar 1975, fiel zwei Monate 
später nach blutigen Kämpfen in der Hauptstadt auseinan­
der. Ein weiterer Versuch, eine Vier-Parteien-Koalition (zu­
sammen mit dem portugiesischen Militär) zustandezubrin­
gen, nämlich das Abkommen von Nakuru im Juni, hielt nicht 
einmal drei Wochen, ehe es erneut zu ernsthaften Zusammen­
stößen kam. Die Gefechte entwickelten sich rasch zum allge­
meinen Bürgerkrieg, in dem die linke MPLA hartnäckig die 
Hauptstadt und die nördliche Zentralregion hielt, die FNLA 
sich in Nord-Angola fest verschanzte und die UNIT A ihre Ge­
walt über die südliche Zentralplateau-Region um Nova Lisboa 
konsolidierte. 

Während dieser Zeit besaß jede Gruppe ihre ausländischen 
Lieferanten: die MPLA erhielt Sowjet-Block- und jugoslawi­
sche Waffen; die FNLA wurde unterstützt von Zaire, China 
und den USA; die UNIT A erhielt Hilfe von Sambia und dann 
von Süd afrika. Die Lieferung von Waffen hatte große Wirkung 
auf die Verschiebung von Kampflinien. So vertrieb die FNLA 
die MPLA von dem bedeutenden Verkehrsknotenpunkt Ca­
xito, nördlich Luandas, nachdem sie Panzer und Artillerie im 
letzten Sommer von Zaire erhalten hatte; die MPLA nahm 
den Knotenpunkt wenige Tage später wieder ein, nachdem 
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sie russische Raketen und panzerbrechende Waffen erhalten 
hatte. Obendrein marschierten im August südafrikanische 
Truppen in Südangola ein und besetzten das Gebiet um die 
Wasser-Elektrizitätsanlagen am Cunene-Fluß. Aber trotz 
schwerer ausländischer Einmischung blieb der Kampf im we­
sentlichen ein Dreiecks-Machtkampf zwischen rivalisieren­
den kleinbürgerlich-nationalistischen Formationen. In die­
sem Rahmen gab es keinen Weg, auf dem Marxisten zwischen 
den Streitenden politisch Partei ergreifen konnten; es gab in 
Angola keinen qualitativen Unterschied zwischen den klein­
bürgerlichen Nationalisten der FNLA und der MPLA. Und 
jede unabhängig kämpfende proletarische Gewerkschafts­
oder Partei-Formation würde von derselben grausamen Re­
pression durch die Nationalisten-Gruppen betroffen werden. 

Die massive Einmischung Südafrikas und der USA 

Der angolanische Bürgerkrieg wurde jedoch zunehmend 
beherrscht von imperialistischen Versuchen, "sowjetischem 
Einfluß entgegenzutreten". In den unmittelbar der Beendi­
gung der Kolonialherrschaft am 11. November vorausgehen­
den Wochen trat eine motorisierte Kolonne von etwa 500 
weißen Soldaten, meist Südafrikanern und Portugiesen, an 
der Spitze einer vereinigten FNLA/UNIT A-Streitmacht auf. 
Die Kolonne drang von Südwest afrika (Namibia) aus nach 
Angola ein, stürmte an der Küste entlang und vertrieb die 
MPLA aus wichtigen Häfen. Wie diese vereinigte Kolonne 
nordwärts vordrang, so gingen FNLA-Truppen, geführt von 
portugiesischen pro-S pfnola-Reaktionären und ausgerüstet 
mit US-Waffen, die durch Zaire eingeschleust worden waren, 
südwärts in einem koordinierten Zangen-Angriff auf Luanda 
vor. Um ein glaubwürdiges Neokolonial-Regime als Konkur­
renz zur "Volksrepublik von Angola" der MPLA zu schaffen, 
erreichte die amerikanisch-südafrikanische Achse eine Verei­
nigung von FNLA und UNIT A auf dem Papier in einer Ma­
rionetten-"Demokratischen Volksrepublik von Angola" mit 
der Hauptstadt in Huambo (früher Nova Lisboa). 

Gleichzeitig gestanden die Südafrikaner noch schamloser ih­
re Intervention ein. Anfang Dezember besuchte der südafri­
kanische Stabschef der Armee General J ack Dutton in Be­
gleitung ausländischer Journalisten seine Truppen in Angola 
(in Johannesburger Zeitungen schrieb man von der "Opera­
tionszone"). Die Regierung in Pretoria gibt vor, sie müßte 
den Cunene-Staudamm schützen und dadurch "die Bewäs· 
serung der südwestafrikanischen Rinderweiden sicherstellen" 
(UPI, 5. Dezember 1975). 

Andererseits ist die Internationalisierung des Konflikts 
auch rasch vorangeschritten, als die MPLA durch mehrere 
tausend Mann kubanischer Truppen verstärkt und mit so­
wjetischen Panzern und Raketen ausgerüstet wurde. Diese 
Verstärkungen haben bereits einen Umschwung eingeleitet. 
An drei Fronten konnte die MPLA ihre Gegner zurückwer­
fen und Schlüsselpositionen wieder einnehmen, besonders 
im mittleren Abschnitt der Benguela-Bahn im südlichen Zen­
tral-Angola. 

So entlarven die jüngsten Bestätigungen des State Depart­
ments und anderer Regierungquellen nicht nur Kissingers zy­
nische Behauptung, die USA kämpften gegen eine Einmi­
schung von außen in Angola und befürworteten eine "afrika­
nische Lösung" des Konflikts; sie unterstreichen auch die 
endgültige Internationalisierung des angolanischen Bürger­
krieges. Es steht nicht mehr einfach die sowjetisch unter­
stützte MPLA gegen die virulent antikommunistische, von 
Zaire aus operierende FNLA und die prokolonialistische 
von Südafrika versorgte UNIT A. Massive amerikanische Hil­
fe an FNLA/UNIT A und direkte süd afrika ni sehe Interven­
tion haben das Land in ein Schlachtfeld zwischen den USA 



Januar-Februar 1976 

und der UdSSR verwandelt. 
In diesem Konflikt - anders als im vorausgegangenen 

Kampf dreier konkurrierender kleinbürgerlich-nationalisti­
scher Kräfte - rufen revolutionäre Marxisten fLir den militä­
rischen Sieg der MPLA gegen die imperialistisch gefLihrte Koa­
lition auf, ohne das geringste politische Vertrauen in die radi­
kalen kleinbürgerlichen Nationalisten zu setzen. Die MPLA, 
die sich gegenwärtig Moskau angeschlossen hat, könnte mor­
gen der Favorit Washingtons werden, und sie ist in keinem 
Fall weniger feindlich gegenüber dem geringsten Ausdruck 
proletarischer Unabhängigkeit. Aber unter den gegenwärti­
gen Umständen kämpft die links-nationalistische MPLA 
nicht nur gegen die FNLA und die UNITA, sondern gegen 
eine impen·alistische, von Kolonialisten geführte antikommu­
nistische Koalition, die, wenn sie Erfolg hat, ein Marionet­
ten-Regime in Luanda errichten würde, das im wesentlichen 
Südafrika und den USA untergeordnet wäre. Die korrekte 
Politik für proletarische Revolutionäre ist deshalb zu diesem 
Zeitpunkt die militärische Unterstützung der MPLA gegen 
die von Washington finanzierte und von Pretoria organisier-
te Offensive. 

Die Moskauer Stalinisten dagegen unterstützen die MPLA 
nur, weil sie ein bürgerliches Angola im russischen Einflußbe­
reich suchen, oder wenigstens eine Schachfigur, die man im 
Interesse der "Entspannung" verhökern kann. Ihre Neigung, 
bürgerliche Regimes als ihre Verbündeten aufzubauen, ken­
nen wir besonders eklatant von der sowjetischen Unterstüt­
zung Nasser- und Sadat-Ägyptens, wo wenige geschickte 
Schachzüge Kissingers 1975 genügten, diese Art Bündnispo­
litik ad absurdum zu fLihren und Sadat wieder in den festen 
Armen des Imperialismus Zuflucht nehmen zu lassen vor pa­
lästinensischen Störenfrieden und vor allem vor der Arbeiter­
klasse in Ägypten. Umgekehrt rufen Gruppen, die links von 
den Stalinisten stehen wie die Mehrheit des pseudotrotzki­
stischen "Vereinigten Sekretariats", zu der sich auch ihre 
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deutsche Sektion, die GIM, rechnet, "alle Macht der MPLA" 
(d.h. politische Unterstützung) und verbreiten Illusionen in 
die revolutionären Ansprüche der MPLA. 

Balkanisierung von Angola? 

Zu Sieg oder Niederlage fLir die MPLA tritt noch eine 
dritte Möglichkeit in diesem Kampf hinzu: die Desintegra­
tion des Landes. Besonders FNLA und UNIT A sind im we­
sentlichen regionale stammes-orientierte Bewegungen, die 
die Macht im nationalen Maßstab nur militärisch erobern 
können. Angesichts der Massenunterstützung der MPLA in 
Luanda und der militärischen Schwäche der fNLA und 
UNIT A ist es unwahrscheinlich, daß letztere die Haupt­
stadt ohne noch stärkere imperialistische Intervention ero­
bern könnten. Wenn der von Söldnern geführte Vorstoß ge­
gen die MPLA mißlingt, wäre ein wahrscheinliches Ergeb­
nis des Patts eine "Balkanisierung" - das Zerbrechen von 
Angola. 

Die zwei rechts-nationalistischen Gruppen haben bereits 
im Juli einem geheimen Plan für genau solch eine Aufteilung 
der Beute zugestimmt (Le Monde diplomatique, Oktober 
1975). So würde der Kaffee-reiche Norden praktisch Zaire 
einverleibt, während im Süden ein UNIT A-Regime auf ein 
gemeinsames sambisch-südafrikanisches Protektorat hinaus­
liefe. Dies würde Zaire einen sicheren Zugang zum Meer ge­
ben, es würde Sambia ein gefLigiges Regime gewährleisten, 
das die Kontrolle über seine Eisenbahnverbindung zum At­
lantik ausübt, und Süd afrika würde instand gesetzt, die Aus­
gangsgebiete der von der MPLA unterstützten Guerrillas der 
Südwest afrikanischen Volksorganisation (SWAPO) zu ver­
nichten. 

Zum Kampf um das eigentliche Angola kommt noch ein 
vielseitiger Konflikt um das ölreiche Cabinda hinzu, das ein 
Teil der früheren portugiesischen Kolonie war, aber durch ei­
nen Streifen Zaire-Territoriums und den Zaire-Fluß (den frü-

Die rivalisierenden Führer der nationalistischen Unabhängigkeitsbewegungen in trauter Einheit: Neto (MPLA), 
Roberto (FNLA) und Savimbi (UNITA). 
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heren Kongo) eine Exklave Angolas darstellt. Während die 
Exklave gegenwärtig wieder von den besten Truppen der 
MPLA gehalten wird, hatte Zaires Präsident Mobutu (Schwa­
ger von FNLA-Roberto) einige tausend Soldaten an der 
Grenze zusammengezogen, um einen Einmarsch vorzuberei­
ten und die von der Gulf Oil Company unterstützte separa­
tistische Bewegung von Cabinda als Marionetten-Regime 
einzusetzen, 

Es existiert keine Tradition noch irgendeine Basis ftir eine 
Unabhängigkeit von Cabinda: die dort lebenden Menschen 
sind ethnisch jenen in Zaire und Kongo (Brazzaville) verwandt. 
Die FLEC ist 1963 als Gegenorganisation der USA zum ango­
lanischen Nationalismus gegründet worden. Ihr wichtigster 
Führer war und ist Ranque Franque, ein früher von Gulf Oil 
beschäftigter und heute wohl situierter Geschäftsmann in 
Kinshasa. überflüssig zu sagen, daß die FLEC niemals auch 
nur einen einzigen Schuß Munition auf einen portugiesischen 
Soldaten abgefeuert hat; ihr wirklicher Feind ist der angola­
nische Nationalismus. Ein "unabhängiges Cabinda" wäre und 
könnte nur das Eigentum der Gulf Oil sein. In jedem bewaff 
neten Konflikt zwischen den Separatisten von Cabinda und 
der MPLA (die gegenwärtig die Exklave besetzt hält) würden 
Marxisten der letzteren militärische Unterstützung geben 

Im Gegensatz zu kleinbürgerlichen Nationalisten erken­
nen Marxisten an, daß die vorhandenen Staatsgrenzen -
willkürlich von den Imperialisten 1885 in Berlin gezogen -
das Bakongo-Volk im Norden von seinen Stammesverwand­
ten in Zaire trennen. Wenn man obendrein berücksichtigt, 
daß alle drei nationalistischen Gruppen stammesmäßige 
Grundlagen aufweisen (sogar die nicht-tribalistische MPLA), 
dann existiert in Angola ein ungeheures Potential ftir einen 
Konflikt mit Völkermord-Ausmaßen. Deshalb würden Mar­
xisten den verschiedenen Stämmen regionale Autonomie 
einräumen, und deshalb sind wir auch nicht an die gegenwär­
tige Staatenkonfiguration in Zentralafrika gebunden. Aber 
die mögliche Balkanisierung bedeutet die Schaffung eines 
südafrikanischen Protektorats im Süden und eines Gulf Oil­
kontrollierten Ölfeld-Reichs im Norden. Diese Art der Auf­
teilung von Angola - Kolonialherrschaft in nur schlecht ver­
kleideter Form - muß entschieden bekämpft werden. 

Die MPLA 

Da der Hauptteil der europäischen und amerikanischen 
Linken entweder politische oder bedingungslose militäri­
sche Unterstützung an die MPLA gibt, ist es nützlich, sich ih­
re Geschichte genauer anzusehen, um zu verstehen, warum 
eine solche Politik im Gegensatz zu den Interessen der Ar­
beiterklasse steht. Die Grundlage fUr die weitverbreitete ra­
dikale Sympathie für die MPLA ist ihre "revolutionäre" na­
tionalistische Politik, die durch ihren Ursprung bei sozialisti­
schen Intellektuellen der kleinen Angolanischen Kommuni­
stischen Partei (PCA) erklärt werden kann. Mario de Andra­
de, Führer der MPLA bis 1962, schrieb: ,,Die jungen Marxi­
sten der ehemaligen Angolanischen Kommunistischen Par­
tei, die Führer der PLUA (einer nationalistischen Gruppe 
mit ,einem Aktionsprogramm, ähnlich dem der PCA ') und 
andere Patrioten gründeten rasch das Movimento Popular de 
Libertacao de Angola (MPLA) im Dezember 1956" (zitiert 
in John Marcum, The Angolan Revolution). 

Die portugiesisch erzogenen Intellektuellen, die die Bewe­
gung gründeten, begannen schnell ihren Einfluß in den mu­
ceques (Elendsvierteln) rund um die Hauptstadt auszuwei­
ten, insbesondere qurch heimliche mobile Schulen (nach 
der Volkszählung von 1958 betrug die Alphabetenrate bei 
Afrikanern in Angola weniger als 1%, ein vielsagender Aus­
druck für Portugals "zivilisatorische Mission"). Im Februar 
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1961 versuchte die MPLA einen Aufstand, indem sie die Ge­
fängnisse, die Rundfunkstation und eine Kaserne in Luanda 
angriff. Drei Tage tobte der Kampf, mit 5000 getöteten Afri­
kanern an einem einzigen Tag, aber die Revolte in der Haupt­
stadt wurde brutal niedergeschlagen. Trotz dieser Niederla­
ge erfreute sich jedoch die MPLA verbreiteter Unterstützung 
unter der detribalisierten plebeisehen Bevölkerung der Ha­
fenstädte ebenso wie unter mesticos und linken Weißen. 

Die MPLA war es auch, die in den späten 60er und frü­
hen 70er Jahren die Hauptlast des Guerrillakampfes gegen 
die Portugiesen trug und die einzige von den nationalisti­
schen Gruppen, die über die Grenzen eines einzigen vor­
herrschenden Stammes hinaus nationale Ausdehnung er­
reichte. Sie alleine bemühte sich ernsthaft, ihre Gefolgsleu­
te in einem links-populistischen Programm politisch zu er­
ziehen, einschließlich rituellen Bezugnahmen auf das Ende 
der ,,Ausbeutung des Menschen durch den Menschen". We­
gen ihres "Linksradikalismus" wurden Angehörige der 
MPLA von der FNLA in Komplizenschaft mit den aufein­
anderfolgenden rechten Regimes in Leopoldville Getzt Kin­
shasa) im Kongo gequält, unterdrückt und sogar ermordet. 

Aber die MPLA ist eindeutig nicht die "marxistisch-Ieni­
nistische" Organisation, als die sie in der westlichen bürger­
lichen Presse hingestellt wird. Ihr langjähriger Führer Ago­
stinho Neto hat sehr nachdrücklich den nationalistischen, 
nicht-sozialistischen Charakter der MPLA hervorgehoben. 
,,(lch) bin kein Kommunist, ich bin kein Sozialist, ich bin 
vor allem ein Patriot", äußerte er gegenüber der New York 
Times (21. April 1975). Und hierin ist er vollkommen kor­
rekt. Die MPLA steht außerhalb der Arbeiterbewegung, und 
ihre enge Beziehung zur Arbeiterföderation (UNT A) ist die 
eines Sklavenhalters zum Sklaven. 

Als zu Beginn dieses Jahres eine "übergangsregierung" 
errichtet wurde, führten die Hoffnungen auf Unabhängig­
keit zu einer größeren Streikwelle bei den MPLA-Arbeitern, 
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namentlich ein Dock-Streik, der Angolas Häfen vollkom­
men lahmlegte. Wie vorauszusagen benutzte die regierende 
MPLA ihre Autorität gegen den Streik. Die MPLA-beherrsch­
te Gewerkschaft SINT AP A denunzierte den Hafenarbeiter­
streik als wild und rief die Regierung auf, geeignete Maßnah­
men zur Wiederherstellung von Gesetz und Ordnung zu tref­
fen. Selber einmal an der Macht würde die MPLA zweifellos 
schnell dazu übergehen, die Gewerkschaften dem Staat un­
terzuordnen, wie es ähnliche Links-Nationalisten in Guinea, 
Ghana und Tansania in den frühen 60er Jahren gemacht ha­
ben. Ihr Instrument dafür wäre die bäuerliche Guerrilla-Ar­
mee, die ohne Verbindung zu den städtischen Massen und 
unkontrolliert von ihnen ist. 

Auch können wir uns nicht darauf verlassen, daß Neto 
eine "anti-imperialistische" Außenpolitik durchführt. Neto 
hat wiederholt versichert, daß er nicht dem Sowjet-Block 
verpflichtet sei (in allerjüngster Zeit buhlt er um die Gunst 
beim Konservenbüchsen-Diktator Idi Amin) und versuchte 
(allerdings mit begrenztem Erfolg) seine Abhängigkeit von 
russischen Waffenlieferungen zu reduzieren. Wenn sich Kis­
singer von der FNLA zurückzieht, ist Neto sehr wohl dazu 
imstande, einen Schwenk im Stile eines Anwar Sadat zu 
vollziehen und Breschnew auf Vertragsbruch klagen zu las­
sen. Zweifellos ist dies der Grund dafür, daß die chinesische 
Bürokratie kürzlich einen Vertreter der MPLA nach Peking 
einlud zusammen mit den derzeit favorisierten UNIT A und 
FNLA. 

Es gibt einen wichtigen Unterschied zwischen der MPLA 
und den anderen zwei nationalistischen Gruppen. Durch 
das überlaufen eines ihrer Haupt-Kommandeure, Daniel 
Chipenda, zu Roberto im Sommer 1974 ist die Unterstüt­
zung der MPLA außerhalb der Hauptstadt weitgehend auf 
die Gebiete des Mbundu-Stammes reduziert worden. Trotz 
ihres nicht-tribalistischen Programms würde die Einigung An­
golas unter MPLA-Kommando zweifellos zum Ausbrechen 
von Stammeskämpfen und Greueltaten gegen das Bakongo­
Volk fuhren. Wegen der plebeischen Unterstützung der 
MPLA in Luandajedoch würde der Sieg einer der stammes­
orientierten Gruppen (der UNITA oder der FNLA) direkt 
zur massenhaften Abschlachtung des Kerns der kleinen Ar­
beiterklasse und der am meisten entwickelten Elemente der 
städtischen Bevölkerung führen. 

Bei der Verteidigung der arbeitenden Bevölkerung von 
Luanda gegen ein tribalistisches Progrom wäre eine unab­
hängige Klassenorganisation der Arbeiter (Gewerkschaft 
oder Partei) gezwungen, zeitweilige militärische Blöcke mit 
der MPLA einzugehen Allein diese Möglichkeit in Betracht 
zu ziehen, unterstreicht nochmals den antiproletarischen 
Charakter der kleinbürgerlich-nationalistischen Bewegungen. 
In ihrem Bedarf an Massenunterstützung würde aber auch 
die MPLA jede im Entstehen begriffene unabhängige Klas­
senorganisation nicht weniger bedrohlich finden als die 
FNLA und die UNIT A und würde sich deshalb rasch mit 
den anderen Nationalisten vereinigen, um jeden Embryo 
proletarischer Stärke zu zertreten. 

Die FNLA 

Nach ihrem Rausschmiß aus Luanda im Juli 1975 drohte 
die FNLA, sie würde "jeden einzelnen Kommunisten" mas­
sakrieren (African Development, November 1975). Diese 
Aussage gibt ein Bild davon, was die Herrschaft der FNLA, 
das von CIA und Mao bevorzugte Instrument, beinhalten 
würde. 

Die FNLA ist im wesentlichen eine Stammesbewegung. 
Ihr Führer, Holden Roberto, ist der gewählte Erbe der tra­
ditionellen Häuptlingschaft der Bakongo. Dieser Stamm be-
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sitzt eine lange Geschichte des Widerstands gegen die Portu­
giesen, einschließlich einer größeren Bauern-Rebellion 1913 
bis 14 (Der größte Teil der Kolonie wurde von den Portugie­
sen nicht wirklich besetzt bis zum Anfang des 20. Jahrhun­
derts). Die Traditionen des Separatismus der Bakongo wa­
ren noch in den 50er Jahren lebendig, als die Stammes­
Häuptlinge an Eisenhower und an die Vereinten Nationen 
appellierten, das alte Kongo-Königreich wiederherzustel­
len. Es ist daher bezeichnend, daß Holden Robertos erste 
Organisation "Union der Völker von Nord-Angola" hieß. 
Nur wenige Jahre später übernahm er eine vorgeblich ge­
samt-angolanische Perspektive. 

Es ist sicher wahr, daß Roberto und die FNLA jahrelang 
Empfänger von CIA-Geldern waren (die New York Times 
sprach davon, ihn zu "reaktivieren"). Aber obgleich Rober­
to und seine Leute tribalistische Gefühle ansprachen, ge­
droht haben, alle Kommunisten zu töten, mit dem US-Im­
perialismus Hand in Hand arbeiten usw., wäre es falsch, die 
FNLA einfach als CIA-Marionetten abzutun. Sie sind Natio­
nalisten, die von Almosen leben. 

Denn, während in späteren Jahren offensichtlich die 
MPLA den größten Teil der Kämpfe gegen die Portugiesen 
ausführte, war es im Aufstand von 1961 Robertos UPA, die 
die Hauptlast des Kampfs trug. Nachdem die kurze Revolte 
von Luanda niedergeschlagen war, erhoben sich die Bakon­
go, und der größte Teil von Nordangola ging für eine Zeit­
lang in die Hände der Rebellen über. Die Portugiesen nah­
men ihre Zuflucht zu unbegrenztem Terror, töteten etwa 
50000 Afrikaner und die Region wurde vorsätzlich entvöl­
kert. Mehr als eine halbe Million Bakongo wurden nach Kon­
go (heute Zaire) vertrieben. Während die städtischen Basen 
der MPLA durch das Blutbad von 1961 im wesentlichen 
vernichtet wurden, zog sich Roberto einfach ein paar Mei­
len über die Grenze nach Leopoldvil1e zurück, wo er eine 
solide Basis unter der Bakongo-Exilbevölkerung hatte und 
auch das Prestige der Führerschaft einer großen Rebellion 
gegen die Kolonialherrschaft. 1962 errichtete er die Revo­
lutionäre Regierung von Angola im Exil und wurde zwei 
Jahre später offiziell von der Organisation fur Afrikanische 
Einheit (OA U) anerkannt. 

Die internationale Anerkennung, die Robertos "Exilre­
gierung" zuteil wurde, brachte einige nicht zu den Bakongo 
gehörende angolanische Politiker dazu, ihr beizutreten, be­
merkenswerterweise den Führer der Ovimbundu Jonas Sa­
vimbi, der Außenminister in der Phantomregierung wurde. 
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6 Kommunistische Korrespondenz 

Trotzkistische Liga Kanadas: 

Ein Schritt vorwärts für die SPARTACIST · Tendenz 
Ab Januar 1975 gibt die Trotskyist League of Canada 

(TLC), sympathisierende Sektion der internationalen Spar­
tacist Tendenz (iST), regelmäßig ein Monatsorgan heraus. 
Wir gratulieren unseren kanadischen Genossen zu diesem 
Erfolg in ihrer revolutionären Arbeit. Er bezeichnet einen 
bedeutenden Schritt vorwärts in der Entwicklung unserer 
internationalen Tendenz und spricht für die wachsende in­
ternationale Kraft des Trotzkismus. Der Spartacist Canada 
erscheint jetzt monatlich schon nach einer sehr kurzen Zeit 
seit der organisatorischen Wiedergeburt des revolutionären 
Marxismus in Kanada. Die TLC wurde Ende August 1975 
gegründet und markierte den Abschluß des Fusionsprozes­
ses des kanadischen Komitees der iST (CCiST) mit der Bol­
schewistisch-Leninistischen Tendenz, einer von der Revol­
utionary Marxist Group ausgeschlossenen Linksopposition. 
Diese prinzipienfeste Fusion und die zusätzliche Rekrutie­
rung von Individuen aus dem pabloistischen und linken Mi­
lieu in Toronto und Vancouver legte den Grundstein für die 
Gründung der TLC. 

Die Zusammensetzung der TLC spiegelt den Erfolg der 
Umgruppierungstaktik der iST wider. Ein Drittel der Grün­
dungsmitglieder waren ehemalige Mitglieder des fälschlicher­
weise sogenannten "Vereinigten Sekretariats der Vierten In­
ternationale" (VS) - vor allem seiner zentristischen Sektion, 
der Revolutionary Marxist Group (RMG); in Kanada besteht 
daneben noch eine reformistische Sektion, die League for So­
cialist Action (LSA) , die der internationalen Minderheit des 
VS zuzurechnen ist. Zu dieser Gruppe von Genossen gehören 
sieben Gründungsmitglieder der RMG. Ein weiteres Drittel 
der TLC-Mitgliedschaft kommt aus der Peripherie der RMG. 

Die TLC versucht, sich als klaren Pol des authentischen 
Trotzkismus in Kanada zu etablieren - durch exemplarische 
Arbeit in den Gewerkschaften, an den Universitäten und um 
bedeutsame Fragen wie Einwanderungspolitik, Rassismus 
und legale Verteidigungsaktionen sowie durch Entlarvung op­
portunistischer Tendenzen, die sich als Trotzkisten maskie­
ren, d.h. besonders die RMG und die LSA. 

Die Stabilisierung der TLC als kämpfender Propaganda­
gruppe erfordert den weiteren scharfen polemischen Kampf 
gegen vorgeblich marxistische Tendenzen und schafft die 
Grundlage für ihre Transformation zum Kern der Avantgar­
departei in Kanada. Die Ursprünge der TLC liegen genau in 
solch einem Kampf. 

Die Entstehung der RMG 

1971/72 kristallisierte sich in der LSA eine linke Opposi­
tion heraus. Die LSA war zu dieser Zeit die einzige kanadi­
sche Sektion des VS und seit Jahren die einzige sichtbare, 
selbst ernannte trotzkistische Organisation in Kanada. Die 
Revolutionär-Kommunistische Tendenz (RCT) entstand teil­
weise als eine linke Reaktion auf den beschleunigt zunehmen­
den Anpassungsprozeß der LSA an kanadischen Nationalis­
mus, Feminismus und die sozialdemokratische New Demo­
cratic Party (NDP) und teilweise als Resultat der Anziehung, 
die von dem "revolutionären" Getue der fraktionellen Geg­
ner der LSA innerhalb des VS ausging. 

Die RCT suchte nach einer linken Alternative zum Refor­
mismus der LSA und wandte sich auf einer impressionisti-

schen Grundlage dem zu, was als Internationale Mehrheits­
tendenz (IMT) des VS bekannt wurde. Die LSA-Führung un­
terwarf die RCT zur Zeit ihrer Entstehung einer grausamen 
und hysterischen bürokratischen Unterdrückung, so daß die 
RCT Verbündete suchte allein auf der negativen Grundlage 
einer Feindschaft gegen die klassenkollaborationistische Li­
nie der "Massenkampagnen" der LSA, einer Ablehnung der 
Nachtrabpolitik der LSA gegenüber der NDP und eines bloß 
cliquistischen Antagonismus gegen das "Regime" der LSA. 

Die RCT fühlte sich niemals verpflichtet, die Positionen 
von Tendenzen außerhalb des VS zu untersuchen; stattdes­
sen ließ sie sich ergreifen von der zentristischen Politik der 
VS-Mehrheit. Mit dem Ausschluß bzw. der Abspaltung der 
RCT und ihrer Fusion mit einer kleinen linksreformistischen 
Gruppe innerhalb der NDP und mit Studentengruppen der 
Neuen Linken konnte die RMG 1973 gegründet werden. Der 
Versuch dieser Organisation, sich selbst in die IMT zu "inte­
grieren" war zugleich der Beginn ihrer Degeneration und der 
Zerstörung ihrer gesunden politischen Impulse, die sie gegen 
die LSA geführt hatte. Die RMG war von Anfang fraktionell 
zerklüftet und erwies sich als unf<ihig, die grundsätzlichen 
Fragen programmatischer und strategischer Art, die ihrer Op­
position gegen den Reformismus der LSA zugrundelagen, 
ernsthaft zu analysieren. 

Die RMG untersuchte nie das bolschewistische Erbe, das 
sich in der frühen Komintern und in Trotzkis Vierter Inter­
nationale verkörperte. Stattdessen zankte man über die an­
gemessene Anwendung der revisionistischen Linie der IMT 
auf kanadische Verhältnisse. So sind die ersten beiden J ah­
re der Existenz der RMG von nutzlosen und ziemlich komi­
schen Anstrengungen gekennzeichnet, die schwer faßbare 
"breite Avantgarde" zu "lokalisieren", zu ,,kristallisieren", 
zu "politisieren" und zu "durchdringen"; denn die IMT be-
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Teil des TLC-Blocks auf einer Demonstration zu 
Portugal in Toronto. 

stand darauf, daß sich diese "breite Avantgarde" unter dem 
Einfluß des unwiderstehbaren "neuen Aufschwungs der 
Weltrevolution" erheben wird. 

Das Wesen dieser Methodologie ist Substitutionalismus, 
d.h. bei anderen Kräften als der Arbeiterklasse nach der ftih­
renden Kraft der Revolution zu suchen. Die dem Schema des 
"neuen Aufschwungs der Weltrevolution" zugrundeliegende 
Methode ist Objektivismus, d.h. die Verneinung der Notwen­
digkeit einer politisch selbstbewußten Arbeiterklasse, ver­
körpert in der leninistischen Partei, zur Intervention in den 
historischen Prozeß. 

Die Bolschewistisch-Leninistische Tendenz 

Die Bolschevik-Leninist Tendency (B-LT) wurde 1974 als 
linksoppositionelle Tendenz in der RMG gegründet. Sie be­
gann einen beständigen Kampf gegen die Rechtstendenzen 
der RMG und forderte die unmittelbare Abspaltung der zen­
tristischen IMT von dem reformistischen Flügel des VS, der 
geftihrt wird von der Socialist Workers Party in den USA und 
der LSA. Die B-LT wies den Zentrismus der IMT zurück und 
forderte die Rückkehr zum trotzkistischen Programm. Die 
Brennpunkte ihres Kampfes waren: die Notwendigkeit des 
internationalen demokratischen Zentralismus, für eine ernst­
hafte kommunistische Intervention in den Gewerkschaften 
(fur Fraktionen, die sich auf das Übergangsprogramm stützen) 
und die Ablehnung von pabloistischen Positionen der IMT in 
internationalen Schlüsselfragen wie die politische Unterstüt­
zung fur Guerillakriege durch die IMT, ihre Weigerung, im ku­
banischen und in den indochinesischen deformierten Arbei­
terstaaten zur politischen Revolution aufzurufen, und ihre 
Unterstützung von Volksfronten. 

Auf dem Kongreß der RMG vom März 1975 wurde die 
B-LT mit einer ausdrücklich politischen Begründung ausge­
schlossen. Die RMG bestätigte damit, daß ihre "Assimilation" 
der IMT-Methodologie nicht nur die politische Linie sondern 
ebenso die bürokratischen Organisationspraktiken umschloß. 

Fusion und Gründung der TLC 

Nach dem Ausschluß der B-LT begannen das CCiSt und die 
die B-LT mit einer Periode gemeinsamer Arbeit und Diskus­
sionen, die zeigte, daß die programmatische Übereinstim­
mung der beiden Organisationen durch eine gemeinsame 
Einschätzung der Aufgaben revolutionärer Trotzkisten in 
Kanada ergänzt wurde. 

Zur gleichen Zeit wurden Individuen in Vancouver ftir das 
CCiSt rekrutiert. Die Genossen aus Vancouver betrieben ener-
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gisch exemplarische Arbeit um Fragen wie die Streikwelle in 
British Columbia und eine Kampagne gegen Deportationen 
und gegen die rassistische Einwanderungspolitik der Regie­
rung. Aufgrund dieser Arbeit waren die KP und die stalinisti­
sche Canadian Party of Labour gezwungen, in ihren Zeitun­
gen gegen das CCiSt zu polemisieren. 

Die Gründungskonferenz der TLC beschloß als eine zen­
trale Aufgabe die baldige Herausgabe eines kanadischen Or­
gans der iST, Spartaeist Canada, dessen monatliches Erschei­
nen wir nun anzeigen können. Die TLD hat auf dieser Konfe· 
renz neben anderen Organisationen der iST der TLC ihre brü­
derlichen Grüße überbracht. 

Die Konferenz konzentrierte ihre Diskussion auf die Über­
windung der menschewistischen und aus der N euen Linken 
stammenden Funktionsweise der RMG und LSA und auf die 
Etablierung von bolschewistischen Normen des Professiona­
Lismus in allen Bereichen des Lebens der revolutionären Orga­
nisation. Die Konferenz verpflichtete die Organisation, ihre 
Intervention in die Gewerkschafts·, Einwanderungs- und Stu­
dentenarbeit auszuweiten. Die Fortsetzung der revolutionä- , 
ren Umgruppierungstaktik wurde als Bedingung der weiteren 
Entwicklung der TLC akzeptiert. 

Die Fusion mit der B-LT und die Konstituierung der 
Gruppe in Vancouver vertiefte die Wurzeln, die die iST in 
Kanada geschlagen hat, und schuf die Basis fur die Stabili­
sierung einer bolschewistischen Propagandaorganisation in 
Kanada. Als sympathisierende Sektion in den Reihen der 
internationalen Spartacist Tendenz hat die TLC historische 
Verantwortung vor der kanadischen Arbeiterklasse; ihre 
Aufgabe steht in der Perspektive, die Vierte Internationale 
als das unentbehrliche Instrument für den Sieg des Welt­
proletariats erneut zu schmieden .• 
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Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
Im November 1975 gab es in der Bundesrepublik nach 

amtlichen, stark manipulierten Zahlen 1 114200 Arbeitslo­
se (4,9%). Nicht eingerechnet werden die, die nicht mehr Ar­
beit suchen, sowie eine halbe Million ausgewanderte oder 
ausgewiesene ausländische Arbeiter, Frauen, Umschüler, u.a. 
Dazu kamen 689 400 Kurzarbeiter. Jugendliche ohne Lehr­
stellen und die, die noch ein Jahr in "Berufsgrundschuljahr­
lehrgängen" verbringen, gehen auch nicht in diese Statistik 
ein. Die letzten Berichte der Bundesanstalt für Arbeit sind 
durch "vorsichtigen Optimismus" geprägt. Jedoch werden 
Bemerkungen wie: ,,Die konjunkturelle Abwärtsentwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt ist zu Ende ... " begleitet von der Er­
klärung, daß 1976 mit durchschnittlich 1,1 Millionen Arbeits­
losen zu rechnen sei (Süddeutsche Zeitung, 5. Dezember 
1975). 

Obwohl solche Arbeitslosenzahlen milde ausfallen neben 
9% Arbeitslosen in den USA, 12% in Irland oder dem Massen­
elend der 30er Jahre in Deutschland, bedroht die Arbeitslo­
sigkeit den Lebensstandard von Millionen Arbeitern in der 
BRD. Zusätzlich spaltet die Arbeitslosigkeit das Proletariat 
und schwächt seine Kampfkraft gegenüber dem Kapital. Das 
Entstehen einer industriellen Reservearmee dient dem Kapi­
tal als Hebel, den Lebensstandard der Arbeiterklasse zu drük­
ken - und langfristige Arbeitslosigkeit birgt die Gefahr in 
sich, daß die untersten Schichten der Arbeitslosen ins Lum­
penproletariat absinken, was wiederum zu ihrer Entfremdung 
von ihrer Klasse und dann als Folge zur Anfalligkeit dieser 
Schichten für faschistische Propaganda führt. ,,Die Vorstel­
lung einer festen Klasse von Arbeitslosen, einer Klasse von 
Parias - solch eine Vorstellung ist gen au die psychologische 
Vorbereitung für den Faschismus" (Trotsky, Writings 1938/ 
39, N ew York 1969, S. 45). Revolutionäre müssen den Weg 
aufzeigen, um die Arbeitslosigkeit - und die sie erzeugende 
kapitalistische Gesellschaft selber - zu besiegen. 

Die fundamentale Achse des Kampfes gegen Arbeitslosig­
keit ist die Einheit der Arbeitslosen und arbeitenden Proleta-

rier. Diese Frage ist sowohl eine Frage des Programms, der 
Organisation wie der Taktik. 

Arbeitslosigkeit und das Übergangsprogramm 

Programmatisch ist der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
untrennbar verbunden mit dem Kampf gegen den Kapitalis­
mus als Ursache der Arbeitslosigkeit und mit dem Kampf, die 
Arbeitermassen um die Forderungen des übergangsprogramms 
zu mobilisieren. Nur in ihrem Kampf für den Sozialismus hat 
die Arbeiterklasse wirklich einheitliche Kampfinteressen -
sonst wird sie zersetzt von den partikularen, beschränkten 
Interessen verschiedener Schichten: die "privilegierten" 
Schichten verteidigen ihre vergänglichen Vorteile (darunter 
das schlichte Recht, ausgebeutet zu werden), die weniger pri­
vilegierten Schichten kämpfen und konkurrieren (auch unter­
einander) um eine zeitweise Verbesserung ihrer Lage. Vom 
Standpunkt des Reformismus, der sich politisch im kapitali­
stischen Rahmen bewegt (und letzten Endes deshalb die "N a­
türlichkeit" der Arbeitslosigkeit auch akzeptieren muß), kann 
es keinen geschlossen und entschiedenen Kampf gegen die Ar­
beitslosigkeit geben. Von impotenter Sozialarbeit über parla­
mentarischen Kretinismus (Gesetzentwürfe für Vollbeschäf­
tigung u.ä.) bis zum wütenden Nationalchauvinismus (Import­
beschränkungen, Ausländerhetze), der den Weg zu einem neu­
en imperialistischen Weltkrieg bahnt, zeigt der Reformismus 
seinen Bankrott. 

In Perioden der Massenarbeitslosigkeit bekommt die For­
derung der "gleitenden Skala der Löhne und Arbeitszeit" ei­
ne zentrale Bedeutung durch ihre unmittelbare Anknüpfung 
an die Bedürfnisse der Arbeitermassen. Diese Forderung darf 
aber nicht als eine ökonomistische Reformforderung mißver­
standen werden, sondern sie ist nichts anderes als "das Ar­
beitssystem in der sozialistischen Gesellschaft. .. Es ist das 
Programm des Sozialismus, aber in sehr populärer und einfa­
cher Form" (Trotsky, a.a.O., S. 44). Dafür ist es unerläßlich, 

Die Schlangen verzweifelter Arbeitsloser werden auf den Arbeitsämtern von Monat zu Monat länger. Viele 
lassen sich gar nicht mehr als arbeitslos registrieren. 
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beharrlich die Bedingungen für die Realisierung dieser Forde­
rung klarzumachen: die entschädigungslose Enteignung der 
Industrie sowie der Banken unter Arbeiterkontrolle, ein so­
zialistischer Wirtschaftsplan und, als aufgipfelnde Parole des 
Programms der proletarischen Macht, die Arbeiterregierung 
- die Diktatur des Proletariats. 

Unter dem Druck gesteigerter Arbeitslosigkeit erheben 
mittlerweiler die meisten Organisationen, die sich auf den 
Trotzkismus berufen, irgendwelche Forderungen als "Kon­
kretisierung" der gleitenden Skala der Löhne und Arbeits­
zeit. Jedoch wird bei allen diesen Organisationen diese For­
derung ihrer revolutionären Spitze dadurch beraubt, daß sie 
aus ihrem unmittelbaren programmatischen Zusammenhang 
zur Frage der Staatsrnacht herausgerissen wird. Beispielswei­
se die GIM in ihrem "Programm gegen die Krise": Hier wird 
die "Verkürzung der Arbeitszeit für alle Beschäftigten bei 
vollem Lohnau~t\leich ... " und die ,,Automatische Anpassung 
der Löhne an die Preissteigerungen" gefordert (was tun Nr. 
91, 11. Dezember 1975). Diese Forderungen we rden jedoch 
nicht als "Programm des Sozialismus" aufgestellt, sondern 
vollkommen losgelöst von der Frage der Staatsrnacht als For­
derungen für die gewerkschaftliche "Tarifpolitik". Ein sol­
cher Versuch, Übergangsforderungen aufzustellen, ohne die 
Bedingungen ihrer Realisierung klarzumachen, verdient mit 
Recht die Abfuhr der Reformisten: solche Forderungen sei­
en utopisch. Das Übergangsprogramm ist das Programm der 
sozialistischen Revolution, und seine Forderungen erhalten 
ihre revolutionäre Stoßrichtung durch die Zuordnung zum 
Kampf um die Errichtung der Arbeitermacht. 

Der Spartacusbund macht "Fortschritte" gegenüber seiner 
eigenen Vergangenheit, indem er überhaupt die Frage der glei­
tenden Skala der Löhne und Arbeitszeit - obwohl zerstük­
kelt - aufstellt. Gegenüber der Kritik der SL/U.S. beharrte 
die Vorläuferorganisation des Spartacusbundes, Spartacus­
BL, jahrelang auf der Forderunt, Tarifverträge bei 3% Preis­
steigerung kündigen zu können, als angebliche "Brücke" zu 
Übergangslosungen. Jedoch praktiziert der Spartacusbund 
die gleiche Methodik wie die GIM - die Zerstückelung der 
Forderung nach der gleitenden Skala und ihre Aufstellung 
als radikal-ökonomische Forderung. Dies ist beispielsweise 
der Fall in einem der "radikalsten" und "programmatisch-

9 

Noch kann die Gewerkschafts­
bürokratie die Arbeiterklasse 
mit chauvinistischen Parolen 
kontrollieren. 

sten" Propagandadokumente des Spartacusbundes: in seinem 
Bremer Wahlprogramm. Auf Seite 2 findet man die Forde­
rung: "Verteilung der Arbeit auf alle bei vollem Lohnaus­
gleich!", auf Seite 5: "automatische Anpassung der Löhne 
an die ... Inflationsrate". Ob und wie diese beiden Forderun­
gen verbunden sind, wie sie realisiert werden können, ob sie 
als Reformen im Kapitalismus denkbar sind - diese Fragen 
bleiben unbeantwortet. Die Beteuerung auf Seite 10: ,,Die­
ses System von übergangslosungen hat die systematische Mo­
bilisierung der Arbeitermasse für die proletarische Revolution 
zur Aufgabe" bleibt in diesem Zusammenhang leeres Gefasel 
~ das gleiche beteuert der KBW über seinen reformistischen 
Neuaufguß des Erfurter Programms. Die Tatsache, daß die 
gleitende Skala der Löhne und Arbeitszeit nicht als Reform 
vorgestellt werden kann, sondern daß "es ... leichter (ist), den 
Kapitalismus zu stürzen, als diese Forderungen im Kapitalis­
mus zu verwirklichen" (Trotsky, a.a.O., S. 44) geht vollkom­
men unter. 

Für die nationale und internationale Einheit 
des Proletariats 

In der Frage des Kampfes um die Einheit des Proletariats 
bekommt die Lage der Arbeiterinnen, der ArbeiteIjugend und 
und der Ausländer (sowie anderer Minderheiten, z.B. der 
schwarzen Bevölkerung in den USA) besondere Bedeutung_ 
Normalerweise mit weniger Arbeitsqualifikationen, schlech­
ter bezahlt und zum größten Teil konzentriert in Hilfsarbei­
terkategorien, werden sie von den Kapitalisten als industriel­
le Reservearmee manipuliert. Die proletarische Frau wird zu­
rück zu "Ehe und Familie" geschickt, "um den Arbeitsplatz 
von Arbeitern mit Familien" zu "schützen", unabhängig da­
von, ob sie eine "Ehe und Familie" hat oder nicht (und na­
türlich unbeachtet des Einkommenverlustes für Familien mit 
mehreren Einkommensquellen). So beträgt die offizielle Ar­
beitslosigkeit bei Frauen 6,0% gegenüber 4,2% bei Männern 
(Neue Zürcher Zeitung, 5. Dezember 1975), trotz der Tatsa­
che, daß eine sehr viel höhere Zahl besonders von Frauen als 
"aus dem Erwerbsleben ausgeschieden" gelten und deswegen 
aus der Arbeitslosenstatistik ausfallen. 
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In der BRD ist die Jugendarbeitslosigkeit gegenwärtig be­
trächtlich höher als in der Krise 1966/67. Mit 5,8% offiziel­
ler Arbeitslosigkeit sind jugendliche Arbeiter neben Frauen 
und Ausländern am stärksten von der Arbeitslosigkeit betrof­
fen. Auch hier zeigt sich der Bankrott der verräterischen Ge­
werkschaftsbürokratie krass. "ln der hohen Jugendarbeitslo­
sigkeit - rund 116 000 Jugendliche - schlagen sich nicht zu­
letzt die Bestrebungen der Gewerkschaften nieder, die Stel­
len älterer und länger beschäftigter Arbeitnehmer praktisch 
unkündbar zu machen" (NZZ, 5. Dezember 1975). Diese "Po­
litik" spaltet das Proletariat noch tiefer und setzt junge Ar­
beiter der Gefahr der Verelendung aus. Neben dem Kampf 
um Arbeit fLir alle ist der Kampf für die "Sozialisierung der 
Jugendarbeit" ein untrennbarer Bestandteil unseres Pro­
gramms. Wir verweisen hier auf die ausfLihrliehe Flugschrift 
der TLD: "Kampf der Jugendarbeitslosigkeit", Extra-Blatt 
der Kommunistischen Korrespondenz, 30. Oktober 1975, wo 
wo wir unsere politische Perspektive erläutert haben, daß das 
Los der Arbeiterjugend nur durch die Zerschlagung der kapi­
talistischen Ausbildung geändert werden kann. 

Im November 1975 war die Arbeitslosenquote bei Auslän­
dern gar 6,2% (SZ, 5. Dezember 1975). Aber das wahre Aus­
maß an Arbeitslosigkeit unter ausländischen Arbeitern wird 
nur durch die Statistik über den "Export" dieser Arbeitslosig­
keit deutlich: im März 1975 waren nur noch 2,12 Mil!. aus­
ländische Arbeiter in der BRD gegenüber 2,6 Mil!. Ende Sep­
tember 1973. Die Bundesanstalt fLir Arbeit "nimmt an, daß 
die Zahl der Ausländer seit März weiter abgenommen hat" 
(NZZ, 5. Dezember 1975). Diese bewußte Politik der Ab­
schiebung ausländischer Arbeiter ist nicht nur die Politik der 
Bundesregierung, sondern findet letztlich auch Unterstützung 
bei der Gewerkschaftsbürokratie. Beispielsweise schreibt die 
lG Metall, "daß bei einer grundlegenden Verschlechterung 
der Situation auf dem Arbeitsmarkt, d.h. bei einem etwaigen 
Überangebot von Arbeitssuchenden und bei einer umschla­
genden Tendenz zu einer gewissen Arbeitslosigkeit - ener­
gisch allen Versuchen entgegenzutreten ist, auch nur durch 
eine weitergehende Anwerbung von Arbeitern aus dem Aus-

Die Jugend mobi­
lisiert sich zum 
Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit: 
Ludwigsburger 
Arbeiterj ugend­
demonstration. 
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land einen zusätzlichen Import von Arbeitslosigkeit möglich 
zu machen" (Beratungsbericht der IGM vom 10. Dezember 
1969 hektographiert, S. 2, zitiert in Probleme des Klassen­
kampfs, Heft 19/20/21, Oktober 1975, S. 117). Der Gewerk­
schaftsbürokratie geht es nicht um Arbeitsplätze fLir alle, um 
die Einheit der Arbeiterklasse, sondern um die Trennung und 
Konkurrenz zwischen ausländischen und deutschen Arbeitern. 

Die Politik des Kapitals ist klar: Der ausländische Arbei­
ter wird ausgewiesen bzw. seine Arbeits- oder Aufenthaltser­
laubnis wird nicht erneuert (was zur Auswanderung - oder 
Illegalität - führt), um arbeitslos in seinem "eigenen" Land 
zu werden. Und von der Perspektive des reformistischen 
Chauvinismus her gesehen ist dieser "bedauerliche" Vorgang 
nur das Ausschalten von Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt. 
Für das revolutionäre Proletariat und seine Organisation be­
deutet dies aber einen wesentlichen Bruch in der Kampffront 
der Klasse, der in der "Hochkonjunktur" die Löhne niedrig 
hält und in der Depression die Klasse in ihrer Kampfkraft 
spaltet und schwächt. Chauvinistische Tendenzen in der Ar­
beiterbewegung sind aber nicht durch die Litanei von "Soli­
darität" zu bekämpfen, sondern nur durch Forderungen, die 
die materielle Basis fLir bürgerliche Vorurteile in der Klasse 
angreifen. Nur durch den Kampf um die gleitende Skala der 
Löhne und Arbeitszeit werden die gemeinsamen Interessen 
von Arbeitslosen und Arbeitern verbunden und in der Per­
spektive des revolutionären Kampfes um den Sozialismus ver­
einigt. 

Diese zentrale Aufgabe, die Eingliederung aller in die Pro­
duktion durch Verkürzung der Arbeitszeit bei vollem Lohn­
ausgleich zu erkämpfen, muß gepaart werden mit Forderun­
gen, die sich gegen die besondere Unterdrückung von Frauen 
und Ausländern richten. Die Errichtung von Kinderkrippen 
rund um die Uhr - auf Kosten der Unternehmer und unter 
Verwaltung der Arbeiter - in der Perspektive der Sozialisie­
rung des Haushalts muß als Forderung erhoben werden. Vol­
le politische und gewerkschaftliche Rechte, keine Abschie­
bungen, keine Zuzugsbeschränkungen, das sind Lebensfra­
gen fLir Ausländer. Besonders für Frauen, Jugendliche und 
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Ausländer muß die Forderung "gleicher Lohn für gleiche Ar­
beit" erkämpft werden. Gegen Kapitalexport in Länder mit 
niedrigerem Lohnniveau setzen wir nicht nationa1chauvini­
stische Forderungen nach Importzöllen oder Kapitalexport­
beschränkungen - Forderungen, die sich gegen die Existenz 
des Weltmarktes in utopisch-reaktionärer Weise richten -
sondern wir rufen für den internationalen Kampf auf, um 
die Lohnstandards in allen Branchen eines internationalen 
Konzerns dem internationalen Höchststand anzugleichen. 

Daß Organisationen wie Spartacusbund und GIM diese 
Aufgaben nicht programmatisch erfassen können, folgt aus 
ihrer Zerstückelung der Übergangsforderungen, um diese als 
radikale ökonomische Forderungen verkaufen zu können. 

Der reformistische Bankrott der Maoisten 

Noch weniger gelingt es den Maoisten, die Interessen der 
Arbeitslosen und der Arbeitenden mehr als verbal zu verbin­
den. Reformistische Organisationen wie die KPD und der 
KBW, die die klassische Trennung zwischen Minimal- und 
Maximalforderungen aufrechterhalten, zeigen in der Frage 
des Kampfes gegen die Arbeitslosigkeit - wie anderswo -
ihren völligen programmatischen Bankrott. Die KPD stellt 
einige Tagesforderungen auf, die durchaus in einer richtigen 
Perspektive liegen könnten; aber sie isoliert diese Forderun­
gen gänzlich vom proletarischen Kampf für den Sturz des 
Kapitalismus. So erhebt sie die Forderung des 7-Stunden-Ta­
ges (Berliner Wahlprogramm), aber sie wird keineswegs mit 
übergangsforderungen verbunden, die die Aufgabe haben, die 
gegenwärtigen Bedürfnisse mit der Notwendigkeit des proleta­
rischen Machtkampfes zu verbinden. Trotz der Polemik ge­
gen den KBW, in der die KPD gegen den Vorwurf, die Forde­
rung des 7-Stunden-Tages sei "unrealistisch, utopisch", kor­
rekt bemerkt: "Uns Arbeitern aber können die Profite der 
Kapitalisten egal sein ... ", ordnet die KPD die Perspektive 
der Arbeitszeitverkürzung nicht dem Kampf um die Macht 
zu, der Brücke zwischen Minimal- und Maximalprogramm. 
Ebenso verfahrt die KPD mit der Losung" 1 00% Lohnfort-
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zahlung"; man muß gegen die Verelendung der arbeitslosen 
Kollegen und ihrer Familien mit Entschlossenheit kämpfen. 
Aber die Forderung nach ,,100%" muß engstens verknüpft 
werden mit dem Kampf um Arbeit für alle, auf Kosten der 
Kapitalisten - sonst werden Arbeiter und Arbeitslose in zwei 
"soziologische" Gruppen getrennt, die nicht durch den 
Kampf um die Einheit der Klasse und für die proletarische 
Revolution geeinigt werden können. 

Des KBWs ultra-reformistische Losung von "mindestens 
80% Arbeitslosengeld" akzeptiert vollkommen die Logik des 
Kapitals. Nach J.Schmierer ist es "Idealismus", die Forde­
rung von ,,100% Lohnfortzahlung" aufzustellen, da die Re­
produktionskosten von Arbeitslosen (und ihren Familien?) 
niedriger sind als bei Arbeitern. "Ist der Verschleiß der Ar­
beitskraft gleich groß, ob sie in der Produktion angewandt 
wird oder nicht? Nein, er ist nicht gleich groß. Sind die Re­
produktionskosten des Arbeiters in der Produktion und des 
Arbeitslosen gleich groß? Nein, das sind sie nicht" (Kommu­
nistische Volkszeitung, 23. Januar 1975). Haben diese An­
sichten irgendetwas mit dem Marxismus zu tun? Nein, sie ha­
ben es nicht. Es ist nicht die Logik der Kommunisten, son­
dern des Kapitals, daß das Einkommen eines Arbeiters sich 
nach seinen Reproduktionskosten orientiert. Akzeptieren 
wir die Logik des Kapitals als bestimmend für unsere Forde­
rungen? Um wieder in Schmierers stalinistischen Katechis­
mus zu verfallen: Nein, wir akzeptieren sie nicht, weil unser 
Programm nichts anderes als die proletarische Revolution ist. 
Schmierer akzeptiert nicht nur die Existenz der Arbeitslosig­
keit, sondern auch die kapitalistische Bestimmung des Leben­
standards der Arbeiterklasse. Weiter könnte der KBW in sei­
nem Reformismus kaum gehen - ausgenommen, er fordert 
einen Volksentscheid gegen die Arbeitslosigkeit! 

Arbeitslosigkeit und proletarisches Bewußtsein 

Ausgehend von einem verkürzten Verständnis der Bezie­
hung zwischen Krise und Revolution erwarten viele linke Or-

Demonstration der Arbeiterjugend 
in Dortmund. Der DGB versucht, 
die Kampfbereitschaft der Arbeiter­
jugend in vereinzelten Aktionen 
verpuffen zu lassen. 
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ganisationen eine spontane Radikalisierung der Arbeitermas­
sen als Ergebnis der Krise (1974/75). Beispielsweise schrieb 
die GIM: 

"Jetzt aber hat der westdeutsche Kapitalismus die ande­
ren kapitalistischen Staaten ,eingeholt'. Darum wird die 
BRJ) auch notgedrungen die verschärften Klassenkampf­
bedingungen der anderen Länder ,einholen'. Trotz Hel­
mut Schmidt und der braven Gewerkschaften" (was tun 
Nr. 90, 27. November 1975). 

Trotzki hat sich als Hauptreferent über "Die wirtschaftliche 
Krise und die neuen Aufgaben der Kommunistischen Inter­
nationale" auf dem III. Weltkongreß der Kommunistischen 
Internationale gegen diese vereinfachten Vorstellungen der 
Beziehung Krise-Revolution gewandt. In seinem Schlußwort 
sagte Trotzki: 

"Genossen: Weder die Verelendung noch die Prosperität 
als solche können zur Revolution führen, sondern das Ab­
wechseln der Prosperität und der Verelendung, der Krise; 
das Nicht-stabile, der Mangel an Beständigkeit ist der trei­
bende revolutionäre Faktor" (Protokoll, S. 133). 

Trotzki hob hervor, daß eine Depression die Kampfkraft der 
Arbeiter schwächen kann (wegen "Überangebot" an Arbeits­
kraft) und daß ein Aufschwung die Klasse mit neuem Kampf­
willen erfüllen kann. Trotzki hob auch hervor, daß es eine 
"Endkrise" des Kapitalismus nicht gibt ~ ohne die Initiative 
des Proletariats unter revolutionärer Führung. 

"Mit einem Wort: die Herstellung des kapitalistischen 
Gleichgewichts ist, abstrakt theoretisch gesprochen, mög­
lich. Sie vollzieht sich aber nicht in einem sozial und poli­
tisch luftleeren Raume, sondern sie kann sich nur durch 
Klassen vollziehen" (S. 80). 
"Denn es besteht ja überhaupt dieser automatische Zu­
sammenhang zwischen der revolutionären Bewegung der 
Arbeiterklasse und der Krise nicht" (S. 82). 

Die bewußtesten Vertreter der Theorie eines Mechanismus 
der Krise sind die Healyisten (in Deutschland der Bund So­
zialistischer Arbeiter). Die Dynamik der Krise ist für die Hea­
lyisten so stark, daß selbst einfache ökonomische Forderun­
gen eine revolutionäre Stoßrichtung erhalten. In einer Pole­
mik gegen die SL/U.S., die diese liquidatorische Vorstellung 
seit Jahren einer scharfen Kritik unterzieht, schrieb Peter 
Jeffries, Hauptökonom der Workers Revolutionary Party: 

"Es ist dieses Sektierertum, das Robertson (Nationalvor­
sitzender der Spartaeist League/U.S.) dahin fUhrt, zu leug­
nen, daß der Lohnkampf heute ein politischer Kampf mit 
direkt revolutionären Folgerungen ist. Für ihn kann der 
Kapitalismus noch Konzessionen machen, selbst wenn nur 
gegenüber beschränkten Teilen des Proletariats. Hier ist 
nur ein Ausdruck seiner Leugnung der Tiefe der kapitali­
stischen Krise, seines kleinbürgerlichen Glaubens an des­
sen fortdauernder Stärke und Stabilität" (Workers Press, 
26. und 27. September 1973, unsere Hervorhebung). 

Die "Krise' 'ist so überwältigend, daß sogar Lohnforderun­
gen nicht durchgesetzt werden können, folglich sind sogar 
einfache Lohnforderungen revolutionär. Diese Position fUhrt 
zur Liquidation des Programms und letzten Endes der Not­
wendigkeit der Partei. Die Krise ist alles, das Programm ist 
nichts. 

In der Tat fUhrt oft steigende Arbeitslosigkeit zum Abtlau­
en der proletarischen Militanz. Der Grund ist einfach genug: 
in Ermangelung einer starken proletarischen Führung bedeu­
tet ein Rückgang in der Nachfrage nach Arbeitskraft eine 
Schwächung des Proletariats. Wo es ein überangebot an Ar­
beitskraft gibt, sind traditionelle Kampfformen wie Streiks, 
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die auf dem Entzug von Arbeitskraft basieren, weniger wirk­
sam. Nicht nur weiß der Arbeiter, daß der Kapitalist sowieso 
noch ein paar Leute auf die Straße setzen möch~e, sondern 
die Rekrutierung von Streikbrechern aus dem großen Heer 
der Arbeitslosen ist fUr den Kapitalisten erheblich leichter. 
1930, am Anfang der großen Depression in den USA gab es 
618 Streiks gegenüber 349 400 im Jahre 1927, mit einem pa­
rallelen Rückgang an der Gesamtzahl der beteiligten Arbei­
ter. Der Aufstieg der proletarischen Militanz begann in den 
USA 1933/34 mit einem kurzen industriellen Aufschwung 
(und unter maßgebendem Einfluß der KP/USA, der trotzki­
stischen Communist League of America (CLA) und der zen­
trist ischen American Workers Party von A.J.Muste, die alle 
in dieser Zeit wichtige Generalstreiks gefuhrt haben). 

Da die besonders von der Arbeitslosigkeit betroffenen 
Schichten der Arbeiterklasse (Jugend, Frauen, Ausländer) 
oft eine explosionsartige Militanz zeigen (lange vor den 
"schweren Bataillonen" der Klasse), besteht ein verwandter, 
impressionistischer Irrtum in dem Glauben an die Avantgar­
de/unktion dieser Schichten. So schrieb eine der sich befeh­
denden Tendenzen (d.h. die gegenwärtige Führungsgruppe) 
des Spartacusbundes im Frühling 1975: 

"Bei der derzeitigen Lähmung der Arbeiterklasse bedeu­
tet das gerade fUr unsere Genossen im Betrieb ... das Su­
chen eines Zugangs zu den frisch erwachenden Schichten, 
die nicht unmittelbar unter dem Einfluß der SPD stehen 
oder beginnen, sich ihr aufgrund ihrer objektiven Lage zu 
widersetzen (ausländische Arbeiter, Frauen, Jugendliche, 
Arbeitslose)" (Spartacus Nr. 14,18. März 1975). 

Kommunisten müssen programmatisch eine Perspektive fUr 
diese Schichten weisen, die der vollen Wucht der Depression 
ausgesetzt sind, sie müssen sich mit dem revolutionären Pro­
gramm einen Weg zu den unterdrücktesten, rechtlosesten und 
am stärksten verelendeten Schichten bahnen. Doch sie dürfen 
diese Schichten nicht zur Ersatzavantgarde hochstilisieren. 
Die zentrale Konzentrierung auf diese Schichten bedeutet, 
einem gefährlichen substitutionalistischen Fehler zum Opfer 
zu fallen. Die verzweifelte Militanz besonders unterdrückter 
Schichten ist eben ein Anzeichen ihrer Verzweiflung ~ und 
nicht unbedingt ihres Bewußtseins. Es ist die Aufgabe von 
Kommunisten, die politisch bewußtesten Arbeiter zu organi­
sieren, die weitgehend zu den organisierten und nicht "frisch 
erwachten" Schichten gehören. Die Orientierung dieser Spar­
tacusbund-Tendenz zeigt eine Neigung, eine fUr Kommuni­
sten unmittelbar erreichbare ~ weil nicht in traditionellen 
Organisationen der Arbeiterklasse organisierte ~ neue Mas­
senavantgarde zu suchen, wodurch diese Tendenz eine ganze 
Periode des zähen Kampfes fUr das kommunistische Pro­
gramm in den Gewerkschaften überspringen will. Eine noch 
unmittelbarere Gefahr ist aber die Isolierbarkeit der unteren 
Schichten des Proletariats. Sie sind jeder Repression der Ka­
pitalisten viel offener und schutzloser ausgesetzt. Nur eine 
Orientierung, die sich auf den organisierten Kern der Klasse 
richtet, in Verbindung mit dem langwierigen Kampf, die ver­
räterische sozialdemokratische Gewerkschaftsfuhrung hin­
auszuschmeißen und sie durch eine kommunistischen Füh­
rung zu ersetzen, kann die Isolierung der schwächeren Schich­
ten des Proletariats verhindern. 

Die Organisierung der Arbeitslosen 

Elementar zur Bewahrung der Einheit zwischen Arbeits­
losen und Arbeitenden ist die Verteidigung der gewerkschaft­
lichen Rechte der Arbeiter, die durch Arbeitslosigkeit heimge­
sucht werden. Ihr Recht muß verteidigt bzw. erkämpft wer­
den, volle Mitglieder ihrer jeweiligen Gewerkschaften zu blei­
ben, mit vollen Stimmrechten und nicht abgesondert von an-
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deren Gewerkschaftsmitgliedern durch irgendwelche benach­
teiligenden Sonderbestimmungen. Ein besonderer Mitglieds­
beitrag flir Arbeitslose muß eingeführt werden, besondere Ge­
werkschaftskomitees müssen gegründet werden (nicht traute 
Bürokratenkommissionen), wo die Probleme von arbeitslo­
sen Gewerkschaftsmitgliedern behandelt werden. 

Bei breiter Arbeitslosigkeit müssen die Gewerkschaften ge­
zwungen werden, besondere Organisat.ionen der Arbeitslosen 
zu bilden. Da aber kaum zu erwarten ist, daß eine solche Ini­
tiative von der verknöcherten Gewerkschaftsbürokratie getra­
gen wird, wird es notwendig sein, daß militante Gewerkschaft­
ler und linke politische Organisationen nach Kräften flir den 
Aufbau solcher breiten Arbeitslosenorganisationen kämpfen. 
Eine solche Organisation müßte als Einheitsfrontorganisation 
konzipiert werden und eine möglichst enge Verbindung mit 
den gewerkschaftlich organisierten Massen anstreben. 

Aus zwei Gründen ist die Verbindung von Arbeitslosenor­
ganisationen und Gewerkschaften von zentraler Bedeutung. 
Erstens: Obwohl die Arbeitslosen oft große Militanz und gro­
ße Aufopferungsbereitschaft zeigen, sind sie getrennt von den 
Hebeln der sozialen Macht des Proletariats. Die Arbeitslosen 

, sind nicht im Betrieb, haben nicht direkten Zugang zum Pro­
duktionsprozeß. Ein Kampf von Arbeitslosen alleine kann 
zeitweilige Erfolge erzielen, aber nur in einer gemeinsamen 
Front mit dem übrigen Proletariat können Arbeitslose die 
Welt aus den Angeln heben. Zweitens: Arbeitslosigkeit ist ei­
ne soziale Kategorie, nicht ein Klassenzustand, und Arbeits­
losenorganisationen haben üblicherweise eine nur geringe Sta­
bilität. Ein erheblicher Teil ihrer Mitgliedschaft wird im Auf­
schwung Arbeit finden, was oft zum Wegschmelzen der Orga­
nisation flihrt. Arbeitslosenorganisationen müssen die Einheit 
des Proletariats erzielen, nicht eine Spaltung in Arbeitslose 
und Arbeitende. 

Die Erfahrung trotzkistischer Organisierung der Arbeits­
losen - insbesondere durch die amerikanischen Trotzkisten 
in den 30er Jahren - beweist die strategische Bedeutung der 
organisatorischen Einheit der Arbeitslosen und Arbeitenden. 
In dem ersten großen amerikanischen Generalstreik der 30er 
Jahre, dem Auto-Lite Streik vom Jahre 1934 in Toledo, Ohio, 
hat die Arbeitslosenorganisation von A.J.Muste eine entschei­
dende Rolle gespielt, weil diese Organisation den Kampf des 
örtlichen AFL-Verbandes durch massive Mobilisierung von 
Streikposten unterstützt hat. Dieser Streik wurde zu einem 
ersten großen Sieg im Kampf für die Schaffung von Industrie­
gewerkschaften in den USA. Am erfolgreichsten war die Or­
ganisierung von Arbeitslosen dort, wo sie von der Gewerk­
schaft selbst ausging. Die lokale Sektion der Lastkraftwagen­
fahrergewerkschaft in Minneapolis, Minnesota, war unter 
trotzkistischer Führung seit einem erfolgreichen Generalstreik 
im Jahre 1934 und organisierte bis zu 10 000 Arbeitslose in 
ihrer "Federal Workcrs Scction", einer Organisation, die flir 
alle Arbeitslose in Minneapolis o'ffenstand. Diese Arbeitslo­
senorganisation, dem lokalen Gewerkschaftsverband unterge­
ordnet, aber mit autonomer Struktur, flihrte erfolgreiche 

KORREKTUR 
In der Kommunistischen Korrespondenz Nr. 11, November 
1975 soll es auf Seite 3,2. Absatz, unter Punkt 1 heißen: 
"ln seinem Dokument vom 13. Februar 1974 ... ", nicht 
1975. 
Auf Seite 9, rechte Spalte oben soll es statt "zwei entristi­
sehe" Gruppen ... " heißen: "zwei zentristische Gruppen 
könnten durch ihren Zusammenschluß ... " 
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Kämpfe flir die Erhöhung der Arbeitslosenunterstützung und 
unterstützte Streiks in dem Gebiet. Die FWS wurde die wahr­
scheinlich stabilste und bestorganisierte Arbeitslosenorganisa­
tion des Jahrzehnts in den USA (Siehe: "Organizing the Un­
employed in the Great Depression", Workers Vanguard Nr. 
73 und 74,18. Juli und 1. August 1975). 

Die Trotzkistische Liga Deutschlands hat in ihrer Flug­
schrift zur Jugendarbeitslosigkeit der Notwendigkeit des 
Kampfes um gewerkschaftliche Anerkennung von Arbeitslo­
senkomitees und "einer geschmeidigen Einheitsfrontpolitik 
gegenüber den Gewerkschaften ... " besonderen Nachdruck 
gegeben. Wir kritisierten den Spartacusbund, weil in seiner 
Broschüre zur Jugendarbeitslosigkeit ("Lehrstellen her, sonst 
knallt's") kein Wort von dieser Perspektive zu finden ist. In 
Spartacus Nr. 23 versucht nun der Spartacusbund, diese Kri­
tik mit dem Hinweis abzufangen, daß in seiner Broschüre 
wohl etwas von "Kontakt zu den Betrieben" die Rede ist. 
"Der Kontakt zu den Betrieben ist allerdings eine wesentli­
che Voraussetzung; und was sind denn betriebliche Jugend­
gruppen und Vertrauensleutevertreterversammlungen schließ­
lich anderes als gewerkschaftliche Gremien?" ("Das große Bü­
rokratenzittem", Spartacus Nr. 23). 

Diese Genossen haben nicht die blasseste Ahnung, worum 
e~ geht! Fangen wir mit der banalen Feststellung an, daß Ver­
trauensleute keineswegs unbedingt Gewerkschaftsvertreter 
(oder Mitglieder) sind - und somit nicht notwendig "gewerk­
schaftliche Gremien" sind (daß "betriebliche Jugendgruppen" 
meist keine institutionalisierten Gewerkschaftsgremien sind 
und stets - längerfristig gesehen - die schwächsten Bastio­
nen des antibürokratischen Kampfes in den Gewerkschaften 
darstellen, sei nebenbei erwähnt). Aber ungleich wichtiger ist 
festzustellen, daß die Orientierung auf die Gewerkschaften 
nicht nur eine Frage von "Kontakten" mit einzelnen Ge­
werkschaftsmitgliedern ist, (eine "Einheitsfront von unten" 
in den Betrieben), sondern sie ist eine Frage der programma~ 
tischen Orientierung auf die Gewerkschaften selber als die 
größten und bedeutendsten (reformistisch geführten) Arbei­
termassenorganisationen in Deutschland. Diese Orientierung 
muß eine "geschmeidige Einheitsfronttaktik" gegenüber den 
Gewerkschaften einschließen, als wesentliches Instrument 
sowohl flir die Schaffung der Einheit zwischen Arbeitenden 
und Arbeitslosen als auch als Mittel, um die verräterische sozial­
demokratische Gewerkschaftsflihrung zu entlarven, um sie 
durch eine revolutionäre Führung zu ersetzen. Von dieser 
strategischen Aufgabe findet man kein Wort in der Broschü­
re des Spartacusbundes - vielmehr müßte man aus dieser 
Broschüre schlußfolgern, daß der Kampf gegen die Jugend­
arbeitslosigkeit um die Gewerkschaften herum geflihrt wer­
den kann, durch "Kontakt" zu den "Betrieben". 

Wir kritisierten in unserer J ugendarbeitslosigkeitsflug­
schrift auch die Vorstellung des Spartacusbundes, Arbeitslo­
senkomitees perspektivisch von dem Spartacusbund selber 
aufzubauen, in denen "auch Diskussionen über die weitere 
Perspektive der Arbeit" geflihrt werden sollen, als Ausdruck 
des Spartacusbundes, nicht gerade eine Avantgardefunktion 
zu beanspruchen. Zur Verteidigung dieser Liquidierung jeder 
Avantgardefunktion beweist der Spartacusbund sein Unver­
ständnis der Einheitsfront: "wir streben mit diesen Komitees 
keine eigenen Parteikomitees, sondern Aktionskomitees an 
... " Es ist wieder festzustellen - diese Genossen wissen nicht, 
worum es geht! Kommunisten machen nicht das revolutionä­
re Programm zur Vorbedingung ihrer Arbeit in Arbeitslosen­
komitees (oder Gewerkschaften!). Aber wir kämpfen ständig 
und von Anfang an für das einzige Programm, das den Interes­
sen der Arbeitslosen und der Arbeiter entspricht, das über­
gangsprogramm und für die Akzeptierung dieses Programms 
durch die Mehrheit der Mitglieder. Unsere Arbeit in solchen 
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Komitees wird von Anfang an organisatorisch in der Form ei­
ner disziplinierten Zelle, die ftir das kommunistische Pro­
gramm kämpft, erfolgen. Wir bauen nicht perspektivlose 
Frontgruppen auf, um später "über weitere Perspektive(n) 
der Arbeit" unschuldig zu quatschen. 

Vor vier Jahrzehnten waren die amerikanischen Trotzki­
sten der CLA dem Spartacusbund um Lichtjahre voraus. 
1933 analysierte Arne Swabeck, Veteran der KP und Mitbe­
gründer der CLA, in einem Pamphlet ("Unemployment and 
the Working Class") die Aufgaben im Kampf gegen die Ar­
beitslosigkeit. Gegen das sektiererische Abenteurerturn der 
KP in der "dritten Periode" betonte Swabeck die Notwen­
digkeit der Einheitsfront aller Arbeiter gegen die Arbeitslo­
sigkeit, aber auch die Notwendigkeit eines Programms, das 
sich aus Forderungen zusammensetzt, "die Meilensteine zum 
revolutionären Ziel" darstellen. Zentral war Swabecks Aussa­
ge, daß eine Arbeitslosenbewegung nicht isoliert siegen könn­
te, sondern daß "ihre Ziele ... allgemeine Ziele der Arbeiter­
klasse, ihr Kampf Teil der allgemeinen Klassenkämpfe ftir die 
Revolution" sein müssen. Eine Resolution der Workers Party 
of America (Nachfolgeorganisation der CLA) zur Arbeitslo­
senfrage unterstrich 1935 die Notwendigkeit, die Arbeitslo­
senorganisationen "in den Prinzipien des Klassenkampfes" 
zu verankern. Die WPA hat beispielsweise einen unerbittli­
chen Kampf gegen das Auftreten rassistischer Tendenzen in 
der National Unemployment League (NUL ~ Nationale Ar­
beitslosenliga) geführt, und unter der Kontrolle der WPA 
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weigerte sich die NUL entschieden, rassisch nicht-integrierte 
Ortsgruppen aufzunehmen (Siehe: WV 73). Diese Erfahrun­
gen unserer Bewegung haben wenig mit dem Aufbau pro­
grammloser Arbeitslosenkomitees zu tun, die irgendwann 
über "weitergehende Perspektiven" reden werden. 

Proletarische Taktik im Kampf gegen 
die Arbeitslosigkeit 

Geringe Nachfrage nach Arbeitskräften und hohe Arbeits­
losigkeit reduzieren die Effektivität von Streiks, besonders in 
isolierten Betrieben oder in Gebieten, wo die Arbeitslosigkeit 
extrem hoch und langandauernd ist. Unter diesen Kampfbe­
dingungen ist die Besetzung von Betrieben eine natürliche 
Waffe des Proletariats. Die Betriebsbesetzung ist nicht nur der 
Entzug von Arbeitskraft, die sowieso in überschuß vorhan­
den ist, sondern sie ist die (zeitweise) Beschlagnahme des Ka­
pitals der Unternehmer. Sie stellt die Existenz des Privateigen­
tums der Produktionsmittel selber in Frage. 

Aber ein solcher frontaler Angriff provoziert eine entspre­
chend harte Reaktion der Kapitalisten und ihres Staates, oft 
in direkter Zusammenarbeit mit ihren Agenten in der Arbei­
terbewegung, der Gewerkschaftsbürokratie. Die Sicherung 
von Betriebsbesetzungen wirft folglich besonders dringlich 
die Frage der Arbeiterselbstverteidigung auf ~ von militanten 
Streikposten bis zu Arbeitermilizen gestützt auf die Gewerk­
schaften. In einer Periode relativer Ruhe des Klassenkampfes 

Während des von Trotzkisten geführten Generalstreiks in Minneapolis (1934) sicherten bewaffnete Streik­
posten militant die Durchführung des Streiks gegen Polizeieinsatz. 
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kann es sich die Bourgeoisie leisten, die Niederschlagung eines 
Erwitte der Gewerkschaftsbürokratie und den bürgerlichen 
Gerichten anzuvertrauen. Bei schärferen Klassenauseinander­
setzungen und bei wichtigeren Betrieben ist mit der unmittel­
baren Gefahr eines Einsatzes der "bewaffneten Banden des 
Kapitals" zu rechnen. Letzten Endes kann der Erfolg von 
Betriebsbesetzungen nur durch eine Erweiterung des Kamp­
fes erreicht werden. Nicht der Arpell an Arbeitsgerichte, son­
dern der Generalstreik zur Durchsetzung der entschädigungs­
losen Enteignung unter Arbeiterkontrolle bietet den zukünf­
tigen Erwittes und Kalletals eine Perspektive. 

Die IG-Chemie-Bürokratie spielte bei der Besetzung in Er­
witte eine offene Streikbrecherrolle. Die Nichtanerkennung 
der Betriebsbesetzung war die Erklärung seitens der Gewerk­
schaftsbürokratie, daß der Betriebsrat von Seibel und Söhne 
als Freiwild zu betrachten und keine wirksame Unterstützung 
durch die Gewerkschaft zu erwarten sei. Militante Gewerk­
schafter müssen für die gewerkschaftliche Anerkennung von 
Streiks und Besetzungen kämpfen - aber ohne Illusionen in 
die Gewerkschaftsführung zu setzen. Der Kampf um gewerk­
schaftliche Anerkennung dient der Entlarvung der sozialde­
mokratischen Gewerkschaftsbürokratie als Arbeiterverräter. 

Mitbestimmung: Die Arbeiterklasse als Geisel 
im Aufsichtsrat 

Der Mitbestimmungskompromiß der Koalitionsregierung 
wird als Erfolg ihrer Politik gefeiert. Daran ist ein Stückchen 
Wahrheit, denn die Aufgabe der SPD-FDP-Koalitionsregierung 
ist die Erhaltung der bürgerlichen Kontrolle über die Arbeiter­
klasse. Nicht ohne gebührendes Klassenbewußtsein schrieb 
der konservative Londoner Economist positiv zur Mitbestim­
mung: "Es muß einen besseren Weg geben als Betriebsbeset­
zung" (15. November 1975). 

Sogar von der Gewerkschaftsbürokratie wird eine gewisse 
"Kritik" an dem Kompromiß kommen, besonders an der 
nichterreichten "Parität". Unsere grundsätzliche Ablehnung 
der Mitbestimmung hat aber mit dem Theater cl la Vetter 
nichts gemeinsam. Revolutionäre lehnen entschieden jede 
Klassenkollaboration - und damit jede Form von "Klassen­
partnerschaft", Mitbestimmung usw. - ab. Die Aufgaben des 
revolutionären Proletariats können nur im unversöhnlichen 
Kampf gegen die Bourgeoisie durchgesetzt werden_ Mitbe­
stimmung aber macht "Vertreter" der Arbeiterklasse mitver­
antwortlich für die Politik des Kapitals: für Kurzarbeit, Ent­
lassungen, Preiserhöhungen usw. Auf kapitalistischer Basis, 
im Rahmen der Profitgesetze der bourgeoisen Wirtschaft, ist 
Mitbestimmung nur die Geiselnahme der Arbeiter durch die 
Kapitalisten. Wir wollen keine "Arbeitervertreter" in kapita­
listischen Aufsichtsräten, sondern eine Regierung der Arbei­
terklasse, die Enteignung der Industrie, die Abschaffung der 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung. Keine Arbeiter"vertre­
ter" im Aufsichtsrat! Nieder mit jeder Form und Ideologie 
der "Klassenpartnerschaft"! 

Die Bedingung des Sieges: die revolutionäre Partei! 

Diese elementaren Forderungen bringen konkret die Per­
spektive zum Ausdruck, die Klassenselbständigkeit des Pro­
letariats, seine unabhängige Klassenaktion zu erkämpfen. 
Diese Klassenselbständigkeit findet ihren höchsten Ausdruck 
in der proletarischen Avantgardepartei. Und hier kommen 
wir zum Kern unserer Argumentation: Programm, Organisa­
tion und Taktik des Kampfes gegen die Arbeitslosigkeit bil­
den eine Einheit; sie lassen die Arbeiterklasse erkennen: es 
gibt keinen getrennten, isolierten Kampf gegen die Arbeitslo­
sigkeit, unabhängig vom Sturz des Kapitalismus. Diese Ein­
heit der revolutionären Strategie und Taktik wird letzlich 
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nur garantiert durch die bolschewistische Partei, die stets als 
Träger und Vermittler des revolutionären übergangspro­
gramms das Proletariat aus verkürzten syndikalistischen und 
reformistischen Sackgassen herausführt. In dieser Erkennt­
nis der Notwendigkeit der revolutionären Avantgarde liegt 
allein die Perspektive, mit der die Basiswurstelei zu überwin­
den ist. (Exemplarisch für letztere siehe den Artikel in Spar­
tacus Nr. 24, Januar 1976:"Ein Komitee, das sich abrak­
kert.!", der vom Spartacusbund in altbekannter eklektischer 
Weise von Rouge, dem Organ der französischen VS-Sektion 
LCR, übernommen und der GIM - deutsche Sektion des 
gleichen VS - als Beispiel entgegengehalten wird.) Nicht 
Gewerkschaften, nicht Kommissionen, nicht Komitees u.ä. 
Institutionen - so notwendig bestimmte solche Formen im 
Kampf sind - bieten die Perspektive: das Programm und 
die Taktik. Es ist erfreulich, daß der Spartacusbund sich 
von der nur-gewerkschaftlichen Orientierung der GIM abzu­
grenzen sucht; er selbst fällt aber in eine selbstgenügsame 
Perspektive von Arbeitslosenkomitees, die um die Gewerk­
schaft herum zu realisieren sein soll. Die Frage des über­
gangsprogramms, die Frage der Partei, die sich im Kampf 
gegen die Arbeitslosigkeit als alternative Klassenführung ge­
genüber den reformistischen Klassenverrätern erweisen wird, 
kommt gar nicht in das Blickfeld handwerklerischer Be­
schränkung. Aber gerade die Partei und ihr Programm wer­
den allein das Proletariat zur Errichtung seiner Macht, zur 
Diktatur des Proletariats, führen können - nur so wird das 
kapitalistische übel der Arbeitslosigkeit für immer ausgerot­
tet werden. 

Für die unabhängige Organisation der Arbeiterklasse! 
Für den Aufbau der revolutionären trotzkist ischen Partei 
als Sektion der wiederzuschaffenden Vierten Internatio­
nale! 
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GIM/VS-Impre~ 

DerMaoi~ 

Eine "pro: 
zum Sow 

VS-Chefideologe Ernest Mandel legitimierte auch die Kapitulation vor dem 
Maoismus. 

"Die Auffassung der chinesischen Führung ermangelt si­
cherlich gewisser Nuancen. Überdies wird sie manchmal 
auf eigenartige Weise ausgedrückt. Vom leninistischen 
Standpunkt aus ist sie jedoch viel korrekter als der Stand­
punkt der Sowjetftihrung. Es ist daher nicht überraschend, 
daß ein amerikanischer Journalist die Feststellung mach­
te, in den chinesischen Auffassungen sei ein ,Tropfen 
Trotzkismus' enthalten" (Pierre Frank: "Die Differenzen 
zwischen Peking und Moskau" in Die Internationale, Sep­
tember/Oktober 1960). 

Die Auseinandersetzung zwischen dem Stalinismus auf 
der einen und dem Trotzkismus-Leninismus auf der anderen 
Seite ist alt - jedoch hat sie in den letzten Monaten ange­
sichts "neuer" Perspektiven und Konsequenzen der chinesi­
schen Außenpolitik wieder einmal an Aktualität gewonnen. 
KPD und KPD/ML haben die anstehenden Probleme ftir eine 
revolutionäre Politik in Deutschland durch eine mehr oder 
weniger konsequente Übernahme der Pekingschen Richtli­
nien "gelöst": es gilt, die NATO, die EG und die Wehrkraft 
der Bundeswehr gegen den "Hauptfeind der Menschheit, die 
sozialimperialistische Sowjet union " zu stärken. Zweifeln Ge­
nossen an dieser "schöpferischen Weiterentwickelung des 
Marxismus-Leninismus", so werden sie kurzerhand aus den 
Reihen der "Partei" heraus"gesäubert", oder aber, so gesche­
hen am 6. November 1975 in der Technischen Universität 
Berlin, man "antwortet ... konterrevolutionären Trotzki­
sten" mit ein paar handfesten Schlägen (mit Eisenstangen) 
auf den Hinterkopf. Der KSB/ML, der Studentenverband der 
KPD/ML, hat sich im Dezember mit einer jämmerlichen 
Selbstkritik zu Wort gemeldet. In einer Wandzeitung an der 
Freien Universität Berlin erklärte er, daß die Eisenstangenak­
tion "in dieser Situation erstens falsch und zweitens erfolg­
los" war. Wohl ist physische Gewalt gegen den Trotzkismus 
als ,,5. Kolonne" des "sowjetischen Sozialimperialismus" 
prinzipiell gerechtfertigt, aber gegenwärtig müßte der ideolo­
gische Kampf gegen den Trotzkismus an erster Stelle stehen 
(letztlich geht es den Stalinisten aber nur um die ideologi­
sche Vorbereitung der Möglichkeit einer auch physischen 
Vernichtung). Insbesondere die Trotzkistische Liga Deutsch­
lands wurde wegen ihres konsequenten Kampfes gegen jede 
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Volksfrontpolitik angegriffen. Ausgezeichnet! Wir begrüs­
sen es, wenn sich die maostalinistischen Genossen zur Zeit 
ideologisch mit dem Trotzkismus auseinandersetzen wollen, 
und wenn sie wissen, wer den Trotzkismus, d.h. die Ortho­
doxie des Marxismus, wirklich verteidigt. 

Dem KBW bereitet die chinesische Außenpolitik einiges 
Kopfzerbrechen: Liefe der Gang der Weltgeschichte gemäß 
den Hirngespinsten des KBW-Chefideologen Joscha Schmie­
rer und seiner Genossen ab, dann wäre beispielsweise die 
Stärkung der Europäischen Gemeinschaft "aus der Sicht der 
Chinesen eine richtige Sache", deutsche Kommunisten müß­
ten aber gleichzeitig gegen die EG als ein Bündnis imperiali­
stischer Staaten kämpfen. Der offensichtliche Widerspruch 
in dieser wie bei vielen anderen Positionen wird beim KBW 
mittels stalinistischer "Dialektik" verkleistert, d.h. schlicht 
geleugnet. 

Der KB scheint vollends den Halt verloren zu haben. 
Nicht nur die Außenpolitik der VR China, sondern auch de­
ren Innenpolitik hat die Genossen mächtig ins Schleudern 
gebracht. Dirigieren doch heute Leute wie Teng Hsiao-ping, 
in der "Kulturrevolution" von den maoistischen "Roten Gar­
den" nach Liu Schao-schi als "Wegbereiter des Kapitalismus 
Nr. 2" attackiert, wieder den Staatsapparat. Wir sind ge­
spannt, wie sich der KB in den nächsten Monaten aus der 
Schlinge ziehen wird. Vielleicht wird aus der "Bastion der 
Weltrevolution" nachträglich ein "staatskapitalistisches" 
China ... 

VS-I mpressionen über den Maoismus 
und die VR China 

Die Intervention des Vereinigten Sekretariats unter Er­
nest Mandel und der GIM machen exemplarisch deutlich, 
was Trotzkismus nicht ist. In die Krise der maostalinistischen 
Bewegung versuchen sie mit einer seit Jahren einheitlichen 
Analyse, basierend auf Empirismus und Eklektizismus, ein­
zugreifen, um sich zum Auffangbecken für frustrierte maoi­
stische Genossen zu entwickeln. Statt die Maostalinisten auf 
der Grundlage einer harten, leninistischen Programmatik an­
zugreifen, um viele von ihnen später zu revolutionären Ka-
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dem zu erziehen, kommt man ihnen in zentristischer Manier 
auf halbem Weg entgegen. Keiner der maoistischen Genos­
sen, der einmal bei der GIM landen wird, braucht zu befürch­
ten, daß ihm seine Träumereien über die "Kulturrevoltuion" 
und über das - im Vergleich zur UdSSR - "progressivere" 
China insgesamt genommen werden. Auf den doch wohl et­
was starken Tobak der Forderung nach einer politischen Re­
volution zum Sturz der parasitären Bürokratie nicht nur ill 
der Sowjetunion, sondern auch in der VR China werden sie 
allenfalls stoßen, wenn sie sich Dokumente des Genossen 
Cardoff zu Gemüte führen, beim Lesen des Zentralorgans der 
GIM, was tun, werden sie damit verschont. Sie können dort 
zwar eine Reihe richtiger Forderungen finden, so den "Kampf 
für die breiteste Demokratie der Massen gegen· alle bürokrati­
schen Vorteile und Privilegien" (was tun N r. 61) und die "de­
mokratische Planung durch die demokratisch von der Basis 
bis zur Spitze gewählten Massenorgane" (ebd.), aber über das 
Wie, wie die Rätedemokratie nach dem Vorbild der Pariser 
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Commune errichtet werden kann, schweigt was tun sich vor­
nehm aus. Mit der trotzkistischen Forderung nach einer po­
litischen Revolution im deformierten Arbeiterstaat China 
konfrontiert was tun seine Leser aus der "neuen Massena­
vantgarde" lieber nicht - wozu auch: Ist doch Mao Tse-tung 
"trotz aller theoretischen Beschränktheit ... nie zum bewuß­
ten Agenten der Bürokratisierung geworden - im Gegensatz 
zu Stalin, der die politische Enteignung des Proletariats ge­
gen Lenin und Trotzki betrieb" (was tun Nr. 61)! So einfach 
ist das! Die GIM beschreibt zwar die Mechanismen der "po­
litischen Enteignung des Proletariats" und der Bauernschaft 
in China. Sie spricht selbst von einer "maoistischen Strö­
mung der Bürokratie" (ebd.). Daraus jedoch den Schluß zu 
ziehen, daß es sich bei der chinesischen Bürokratie um eine 
"zentristische Führung" (vgl. z.B. Inprekorr Nr. 20) handelt, 
die sich qualitativ vom Stalinismus Moskauer Prägung unter­
scheidet, heißt wahrhaftig mit dem Marxismus Schindluder 
treiben! 

Untersuchen wir genauer diese "Bereicherung" der trotz­
kistischen Theorie, die schwerwiegende Differenzen zwi­
schen einer "progressiveren", "korrekteren" Bürokratie in 
China und der Kreml-Bürokratie in Moskau feststellt. Die Be­
gründungen lauten wie folgt: 

- Wie schon erwähnt, Mao Tse-tung sei "nie zum bewußten 
Agenten der Bürokratisierung geworden", im Gegenteil: bei 
der chinesischen Führung handele es sich vielmehr um eine 
Art "unbewußter Trotzkisten": "die chinesischen Kommu­
nisten haben begonnen, eine der ,theoretischen' Dogmen, 
unwandelbar dem Stalinismus zueigen, zu revidieren, näm­
lich die Theorie der ,Revolution in Etappen'. Sie haben sich 
damit der trotzkistischen Theorie der permanenten Revolu­
tion genähert, die sie ,ununterbrochene Revolution' nennen. 
Sie formulieren ein revolutionäres C red 0, das vieles mit 
jenem Fidel Castros gemeinsam hat." (Allerdings!) (E. Ger­
main alias E. Mandel: "Die Weltkrise des Stalinismus", in 
Die Internationale 7. Jg., Nr. 1/2, Juli 1962). 

- Trotzki zufolge sei "der Stalinismus eine einmalige Form 
der Bürokratisierung gewesen ... , da sie aus einem Zusammen­
treffen von Umständen herrührte, das sich niemals in der Ge­
schichte wiederholen würde" (Pierre Frank: Die Geschichte 
der Vierten Internationale, 1968). 
- "Die chinesische Bürokratie war zugleich revolutionäre 
Führung im zwanzigjährigen Bürgerkrieg gegen Kuomintang 

Offiziell angeordnete Stalin­
begeisterung in China 1950 
- Pablo und Mandel zum 
Trotz! 
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und J apaner und in der chinesischen Revolution gewesen 
(was von der stalinistischen Bürokratie nicht gesagt werden 
kann)" (was tun Nr. 61). 
- ,,Die chinesische Revolution wurde von Anfang bis Ende 
gegen Stalin und die Moskaubürokratie durchgeftihrt" (ebd.). 
- Die chinesische Bürokratie setzte sich im Gegensatz zum 
sowjetischen Sozialismus nicht "als blutige Reaktion" gegen 
oppositionelle Strömungen in der Arbeiterklasse und der 
Bauernschaft durch. Ihr Verhalten gegenüber den Massen 
war "nicht das des offenen Terrors" (ebd.). 
- In der Außenpolitik spielte die VR China "eine konterre­
volutionäre Rolle!" (ebd.) Aber: "Auf der anderen Seite hat 
die VR China oft offen revolutionäre Bewegungen unter­
stützt" (ebd.). 
-"Während der 60er Jahre riefen die chinesisch-sowjetische 
Polemik und die Kulturrevolution eine bedeutende Wendung 
nach links hervor. .. Dieser Prozeß (hatte) günstige Auswir-

Der amerikanische Botschafter Hurley gibt Mao 
Tse-tung im August 1945 Schutzgeleit auf dem 
Wege von Yenan zu Tschiang Kai-scheks Residenz. 

kungen ... für das Auftauchen neuer revolutionärer Führun­
gen" (was tun Nr. 72). 
- Bei der chinesischen Bürokratie handelt es sich um eine 
"bürokratische Schicht weniger verfestigt als die parasitäre 
Kaste der Sowjetunion" (ebd.). 

Diese Liste hanebüchener "Analysen" ließe sich sicher 
noch fortsetzen, aber sie reicht, um den Revisionismus des 
VS zu erkennen. Die Genossen der GIM werden uns vorwer­
fen, daß wir auf Äußerungen ihrer Organisation und ihrer 
Führer aus einem über 10 Jahre umfassenden Zeitraum zu­
rückgreifen: Nun, es ist nicht unser Fehler, daß sich die Füh­
rer des VS zu verschiedenen Zeiten und Anlässen verschie­
den ausgedrückt haben. "Opportunisten aller Schattierun­
gen ... stellen der marxistischen Klassenanalyse beständig 
,konkrete' konjunkturelle Einschätzungen gegenüber" (Trotz­
ki, In Verteidigung des Marxismus, Berlin 1973, S. 122). Ver­
schieden ist aber nur die Tenninologie der Genossen des 
"Vereinigten" Sekretariats und der GIM - unverändert ist 
die antitrotzkistische Methodik: Die permanente Verwen-
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dung konjunktureller, eklektischer Analysen zwecks harmo­
nischer Integration in diverse kleinbürgerliche ,,A vantgar­
den", bei der VS-Mehrheit gegenwärtig die "neue Avantgar­
de mit Massencharakter". So ist spätestens nach den bluti­
gen Attacken der Genossen von der KPD (bzw. KSV) und 
der KPD!ML (bzw. KSB!ML) der korrekte Begriff "Maosta­
linismus" bei der GIM hoffähig geworden - im gleichen 
Flugblatt (was tun - Extra, Berlin, 26. November 1975) 
aber hebt sie die VR China positiv gegenüber der Sowjet­
union hervor und nur im Fall der UdSSR wird auch folglich 
der Ruf nach einer politischen Revolution erhoben: 

"Auf der Ebene der Umgestaltung der Produktionsver­
hältnisse, der Integration von Politik und Ökonomie 
scheint die VR China einen Schritt weiter als die SU zu 
sein. Diese Tendenz unterstützen wir. Das wird uns aber 
nicht davon abhalten, die Politik der KPCh dort zu kriti­
sieren, wo sie falsch ist" (Hervorhebung von uns). 

Man sieht, Pierre Franks nun schon gut ftinfzehn Jahre alte 
Analyse, daß die Auffassungen der chinesischen Bürokratie 
"vom leninistischen Standpunkt" aus nur noch "gewisser 
Nuancen" ermangele, kommt hier wieder zum Tragen. Die 
Genossen spielen mit Begriffen. Der Terminus "Maostalinis­
mus" verliert dann seinen Sinn, wenn man ihn nicht inhalt­
lich ausfüllt, sondern ihn mit einer konträren Analyse verbin­
det. Wie, Genossen von der GIM, erfolgt in der VR China die 
"Integration von Politik und Ökonomie", und in wessen In­
teresse? 

Maoismus: Nichts als eine Variation klassisch 
stalinistischen Verrats 

Doch zurück zum Katalog ihrer oben angeführten Begrün­
dungen: War die chinesische Bürokratie "zugleich revolutio­
näre Führung im zwanzigjährigen Bürgerkrieg gegen die Kuo­
mintang und die Japaner und in der chinesischen Revolution"? 
Wurde die chinesische Revolution "von Anfang bis Ende ge­
gen Stalin und die Moskaubürokratie durchgeführt"? Hat die 
maoistische Bürokratie sich jemals der trotzkistischen Theo­
rie der permanenten Revolution "genähert"? Nein, nein und 
nochmals nein! Hier wird wirklich alles auf den Kopf gestellt. 
Stalin wie Mao Tse-tung haben das proletarische Programm 
stets, wo sie nur konnten, der chinesischen Bourgeoisie und 
ihrem po'"tischen Repräsentanten, der Kuomintang, unterge­
ordnet. I war Tschiang Kai-schek, nicht Mao Tse-tung, der 
Ende 1940 die Verhandlungen mit der KPCh zwecks Bildung 

"einer Koalitionsregierung abbrach. Selbst danach ließ Mao es 
sich nich lehmen, trotz Verjagung der KPCh-Delegation 
durch die !\.uomintang im März 1947, persönlich nach Chung­
king, dem Regierungssitz Tschiang Kai-scheks zu Biegen, um 
die Bildung einer Volksfront regierung mit der "patriotischen 
Bourgeoisie" voranzutreiben. Erst nachdem Tschiang am 25. 
Juni 1947 einen Haftbefehl zur Ergreifung Mao Tse-tungs er­
ließ und mit der Vernichtung der Basisgebiete der KPCh in 
Yenan durch Kuomintang-Truppen drohte, rief die KPCh am 
10. Oktober 1947 zum St~rz Tschiang Kai-scheks auf. Die 
Mission des US-Generals Marshall - in Europa auch durch 
den "Marshallplan" bekannt -, ein gemeinsames Regime, be­
stehend aus Kuomintang und KPCh zu schaffen, war geschei­
tert; er vedieß Ende 1947 China. 

Mao hat sich immer verzweifelt darum bemüht, anstelle 
der Diktatur des Proletariats die Diktatur der Bourgeoisie, 
nämlich in Form der "neuen Demokratie" (ein Etappenmo­
dell, wie es stalinistischer gar nicht sein kann), zu errichten. 
Daß dies der KPCh unter Maos Führung ebensowenig wie 
zweieinhalb Jahrzehnte später den vietnamesischen Stalini­
sten in Saigon gelungen ist, spricht gegen die Haltlosigkeit 
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der Theorie der "neuen Demokratie", nicht aber rur die "An­
näherung" (Mandel) der chinesischen Stalinisten an die Theo­
rie der permanenten Revolution oder deren "Assimilierung" 
(Pierre Rousset) durch die vietnamesischen Stalinisten, wie 
diese vorgeblichen Trotzkisten meinen. 

Laut GIM war und ist das Verhalten der chinesischen Bü­
rokratie gegenüber den Arbeiter- und Bauernrnassen "nicht 
das des offenen Terrors", sondern vielmehr ein "paternalisti­
sches". So wird die Frage falsch gestellt. Jede stalinistische 
Bürokratie, ob in Havanna, Hanoi, Peking, Ostberlin oder 
Moskau, beruht auf einem kombinierten Herrschaftssystem 
aus offenem Terror und paternalistischen, versteckten Dro­
hungen (wie es zum Beispiel im Kampf gegen den "Ökono­
mismus" von Lohnforderungen zum Ausdruck kommt). Was 
den offenen stalinistischen Terror in China angeht, so verwei­
sen wir die GIM-Genossen hier nur auf die Ermordung und 
Verhaftung hunderter trotzkistischer Genossen Anfang der 
funfziger Jahre in den Provinzen Kwangsi, Kwangtung, Tsche­
kiang, Hopeh und anderswo (vgl. "Pabloisten verraten trotz-
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kistische Revolutionäre - Revolutionäre in Chinas Gefang­
nissen<4 in Kommunistische Korrespondenz N r. 8, April 1975), 
auf die Verbannung tausender junger, von der "Kulturrevo­

lution" enttäuschter Rotgardisten 1968 aufs Land oder, um 
ein aktuelleres Beispiel zu nehmen, auf die Niederschlagung 
des Streiks der Arbeiter von Hangtschou im Sommer letzten 
Jahres durch die chinesische "Volksbefreiungsarmee" (vgl. 
Workers Vanguard Nr. 79). 

Bei der Analyse der chinesischen Außenpolitik verheddert 
sich die GIM vollends in Widersprüchen. Laut was tun Nr. 61 
spielte die chinesische Bürokratie einerseits "eine konterrevo· 
lutionäre Rolle ... oftmals ähnlich der Moskau-Bürokratie", 
andererseits "hat die VR China oft offen revolutionäre Be­
wegungen unterstützt". Welch Dilemma rur "Revolutionäre 
Marxisten"! Es gehört zum ABC des Trotzkismus - nicht 
aber zum ideologischen Arsenal der in der Tradition Michel 
Pablos, einem einstigen Führer der Anfang der flinfziger J ah­
re degenerierten IV. Internationale, stehenden GIM -, daß 
deformierte (VR China) wie degenerierte (UdSSR) Arbei­
terstaaten Befreiungsbewegungen in aller Welt, mal hier, 
mal dort, mal mehr, mal weniger, unterstützen müssen, 
um ihre politischen Einflußsphären zu halten bzw. auszuwei­
ten, um dem Führungsanspruch der konkurrierenden Bürokra­
tie in Moskau oder Peking zu begegnen, um die Weltbourgeoi­
sie quasi zu "neutralisieren" (ein freilich illusorisches Unter­
fangen), und auch deshalb, um erfolgreiche Revolutionen un­
ter bolschewistischer Führung (eine essentielle Gefährdung 
der eigenen parasitären Herrschaft über die Arbeiterklasse!) 
wo nur möglich zu verhindern. Das gilt für die VR China ge­
nauso wie rur die Sowjetunion. Die vietnamesischen Stalini­
sten verdanken ihren Sieg über den US-Imperialismus nicht 
zuletzt sowjetischen Waffen. Die angolanische kleinbürgerlich­
nationalistische MPLA (die bei der GIM unter die Kategorie 
"revolutionäre Bewegung" fällt) - die gegenwärtig gegen ei­
ne Front imperialistischer Staaten, allen voran die USA, 
kämpft und deshalb gegenwärtig militärisch, nicht politisch, 
von Revolutionären unterstützt werden muß (vgl. Angola­
Artikel in dieser Ausgabe der Kommunistischen Korrespon­
denz) - wäre ohne den russischen Waffennachschub längst 
am Boden zerschlagen. Wir sehen also: beide dominierenden, 
bürokratischen Kasten unterstützen zeitweise und bedingt 
Befreiungsbewegungen gegen den Imperialismus. 

Betreibt die Peking-Bürokratie erst seit 1970 "eine im gro­
ßen und ganzen offen konterrevolutionäre Außenpolitik, die 
sich kaum von der Moskaupolitik unterscheidet"? Und wa­
rum gerade "seit Mao Tse-tung mit dem Sieg in der Kulturre­
volution über die Tendenz von Liu Schao-schi seine Position 
verstärkte"? War und ist Mao Tse-tung doch laut GIM "trotz 
aller theoretischen Beschränktheit" ein aufrechter Kämpfer 
gegen Bürokratismus. Trotzki hat das Dilemma solcher Ge­
nossen auf einen Nenner gebracht: "Der Zent rist, seiner Po­
sition und seiner Methoden nie gewiß, steht dem revolutio­
nären Prinzip Aussprechen was ist voll Widerwillen gegen­
über. .. Der Zentrismus ist theoretisch formlos und eklektisch; 
er flieht möglichst theoretische Verbindlichkeit und ist (in 
Worten) geneigt, der ,revolutionären Praxis' den Vorrang zu 
geben vor der Theorie, ohne zu begreifen, daß allein die mar­
xistische Theorie der Praxis eine revolutionäre Richtung zu 
geben vermag" (Trotzki, "Der Zentrismus und d{e IV Inter­
nationale"). Der Stalinismus in allen seinen nationalen Vari­
ationen ist seit eh und je konterrevolutionär! 

Was die chinesische Außenpolitik angeht, so muß deutlich 
gegen die GIM und das VS betont werden, daß die Bürokra­
tie der VR China schon lange vor 1970 eine konterrevolu­
tionäre Politik betrieb. Die GIM suggeriert eine Wende nach 
1970 aufgrund des imperialistischen Entgegenkommens ge­
genüber der Peking-Bürokratie (siehe u.a. das China-Dossier 
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in was tun Nr. 61,9. Oktober 1974). Eine solche Wende gab 
es jedoch nicht. Die Pekinger Bürokratie hat den Ausver­
kauf des Genfer Vietnamabkommens von 1954 voll gedeckt. 
1956 bejubelte Peking die Unterdrückung der beginnenden 
politischen Revolution in Ungarn. Die chinesische Bürokra­
tie hat stets das Bündnis der KP Indonesiens mit der indone­
sischen Bourgeoisie unterstützt - bis zum Massaker im J ah­
re 1965. Aber auch darauf haben die Genossen eine windel­
weiche Antwort:" ... dieses Ereignis (wiegt) auf der Waage 
des zwanzigsten Jahrhunderts viel geringer als der Sieg der 
chinesischen Revolution" (Dokument der IEK-Mehrheits­
tendenz "The Differences in Interpretation of the ,Cultur-
al Revolution' at the Last World Congress and Their Theor­
etical lmplications", International Information Bulletin 
der SWP, November 1973). Man ist sich für nichts zu scha­
de. Das blutige Massaker an Hunderttausenden von Proleta­
riern durch die indonesische Bourgeoisie wird zu einer alltäg­
lichen Banalität degradiert! 

Wann jemals hat die "Kulturrevolution eine bedeutende 
Wendung nach links" hervorgerufen? Die "Kulturrevolution" 
war ein innerbürokratischer Kampf. Die Ursachen für die 
"Große Proletarische Kulturrevolution" lagen in der katastro­
phalen wirtschaftlichen Lage Ende der 50er und Anfang der 
60er Jahre (nach dem "Großen Sprung nach vorn"). Jeweils 
für ihre Zwecke mobilisierten die zwei Hauptfraktionen der 
Bürokratie um Liu Schao-schi und Mao Tse-tung die Massen. 
Während Mao sich auf zehntausende Jugendliche, die soge­
nannten Rotgardisten, stützte und sie gegen die vermeintli-
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ehen Restaurateure des Kapitalismus und gegen den "schäd­
lichen Ökonomismus" beispielsweise streikender Eisenarbei­
ter richtete, gelang es der Liu-Fraktion, die Furcht des chine­
sischen Proletariats vor wirtschaftlichen Restriktionen dema­
gogisch für sich auszunutzen und sie um sich zu scharen. Die 
"Kulturrevolution" polarisierte die chinesische Gesellschaft 
auf eine falsche Weise; Proletariat und Jugend standen auf 
verschiedenen Seiten der Barrikade. Aufgabe von Trotzki­
sten wäre es in dieser Situation gewesen - und bleibt es bis 
heute noch - die unzufriedene Jugend, die Arbeiter und die 
Bauern zu einigen und sie gegen alle Flügel der Bürokratie 
zur politischen Revolution und damit zur sozialistischen Rä­
tedemokratie zu führen. 

Wann, wo und wie "dieser Prozeß" nun "günstige Auswir­
kungen ... für das Auftauchen neuer revolutionärer Führun­
gen" hatte, bleibt Geheimnis der GIM-Genossen. 

Zur Begründung ihrer Analyse der Pekinger Bürokratie als 
einer "zentristische(n) Führung ... , die mit dem Stalinismus 
gebrochen hat, diesen Bruch aber nicht theoretisch verarbei­
tet hat" (Inprekorr Nr. 20, 15. Oktober 1972), führen sie das 
Argument an, daß es sich bei ihr um eine "bürokratische 
Schicht, weniger verfestigt als die parasitäre Kaste der Sowjet­
union" handelt. Den großen Unterschied zwischen "bürokra­
tische(r) Schicht" und "parasitäre(r) Kaste" können wir 
nicht nachvollziehen. Das ist ein Beispiel für sophistische, 
nichtssagende Haarspalterei, die uns vom VS und anderen 
Revisionisten oft zum Vorwurf gemacht wird. Was heißt hier 
"weniger verfestigt"? Die chinesische Bürokratie besitzt Mer-

1956 unterstützte Mao Tse-tung Kru­
schtschow (oben) bei der sowjetischen 
Niederschlagung der beginnenden po­
litischen Revolution in Ungarn (unten). 
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cedes-Wagen und höchste Einkommen wie die sowjetische 
ihre Datschas. Beide haben Proletariat und Bauernschaft po­
litisch expropriiert. Auch sind die Regime in Peking wie in 
Moskau notwendigerweise unstabil, sie können langfristig 
weder die Gefahren eines imperialistischen "rollback" noch 
die Unruhen der Jugend, der Arbeiter- und Bauernrnassen in 
China und Rußland meistem. Nach dem Tod des "Vorsitzen­
den" und "großen Steuermanns" Mao Tse-tung wird die Füh­
rungskrise in China gewiß eine neue Dimension annehmen, 
aber auch Breschnews Ablösung im Kreml wird das von ge­
waltigen ökonomischen Problemen erschütterte Regime kaum 
stabilisieren. 

Beide parasitären Bürokratien bemühen sich (vergeblich), 
die reaktionär-utopische Theorie vom "Aufbau des Sozialis­
mus in einem Land", die Antithese des proletarischen Inter­
nationalismus, in die Tat umzusetzen. Beide bürokratischen 
Kasten stützen sich als parasitäre Usurpatorenschicht auf die 
Errungenschaften der sozialen Umwälzung, d.h. der Zerschla­
gung der kapitalistischen Eigentumsverhältnisse, und finden 
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im Staatseigentum an Produktionsm.itteln, verbunden mit der 
staatlichen Planung und dem Außenhandelsmonopol die Vor­
aussetzung ihrer Existenz. Beide bürokratischen Kasten ftih­
ren auf der Grundlage sozialer Errungenschaften des degene­
rierten bzw. deformierten Arbeiterstaates eine privilegierte 
Schmarotzerexistenz; beide bürokratischen Kasten halten ih­
re politische Herrschaft über Proletariat und Bauernschaft 
aufrecht. Beide gilt es, unter der Führung bolschewistischer 
Parteien als Sektionen der wiederzuschaffenden Vierten 
Internationale, durch eine politische Revolution zu stürzen. 

VS und GIM: "Schafft zwei, drei, viele 
deformierte Arbeiterstaaten! Für die volle Macht 
der stalinistischen Bürokratenkaste über das 
politisch expropriierte Proletariat!" 

Wer nun glaubt, die Maoismus-Position der GIM sei ein 
"Ausrutscher" in den ansonsten doch ganz "vernünftigen" 
GIM/VS-Analysen, der irrt. Vietnam und Kuba sind weitere 
Beispiele ihrer Kapitulation vor dem Stalinismus. Glaubte 
man den Artikel-Schreibern von was tun und Inprekorr, dann 
ist in Vietnam ein gesunder, "revolutionärer" Arbeiterstaat 
entstanden. Dal~ die vietnamesischen Stalinisten sich bemüht 
haben. unter allen Umständen eine Regierung der Klassenko­
laboration, ein Volksfrontregime zu errichten (was ihnen ge­
nausowenig wie den Chinesen in den 40er Jahren gelungen 
ist, denn die Bourgeoisie floh in die USA, den Hort des Welt-
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imperialismus), schert die Genossen dann auch wenig. Kurz 
vor dem Pariser Vietnamabkommen wurde 1972 Kritik 
an den vietnamesischen Stalinisten als "sektiererisch" diffa­
miert. In der VS-Inprekorr Nr. 20 heißt es: .,In diesem un­
gleichen Kampf(Anm.: gegen den U.S.-Imperialismus) kön­
nen die Vietnamesen nicht stellvertretend für das Weltprole­
tariat den Weltimperialismus vernichten." Stalinisten könn­
ten ein~n solch demagogischen Angriff gegen das trotzkisti­
sehe Programm der proletarischen Klassenunabhängigkeit 
und der prinzipiellen Unversöhnlichkeit gegenüber der Bour­
geoisie nicht besser formulieren. "Die vietnamesischen Revo­
lutionäre scheinen jetzt vor der Erreichung ihres Zieles zu 
stehen, und es wäre blinder Schreibtischmarxismus und Sek­
tiererei, wollte man sie wegen ihrer Haltung des Verrats an 
den Prinzipien des Marxismus anklagen" (ebd.)! Tiefer kann 
man nicht sinken! Die ganze tragische Geschichte der Nieder­
lagen vor dem April 1975 ans Tageslicht zu bringen, ist dann 
nur noch eine Angelegenheit ftir "engstirnige Dogmatiker". 
Die Ermordung hunderter trotzkistischer Genossen in Sai-
gon 1945 als einen Beweis für den stalinistischen Charakter 
der vietnamesischen Führung anführen zu wollen, bringen 
nur noch die "Moralisten" der TLD und der internationalen 
Spartaeist Tendenz fertig, die ständig "Vergangenes" hervor­
kramen und auf Geschichte und Orthodoxie 'rumreiten. Erst 
als nach den Angriffen Berliner Maostalinisten auf die Ver­
anstaltung der GIM der KSV höhnisch die Liquidierung der 
"trotzkistischen Elemente" in Vietnam mit einem Hinweis 
auf deren "konterrevolutionäre" Funktion rechtfertigte, ftihl­
te sich die GIM bemüßigt, die vietnamesischen Genossen zu 
verteidigen (was tun-Extra, 26. November 1975). Gleichzei­
tig wehrte sie empört den Vorwurf ab, jemals die "absurde 
Forderung: ,Zerschlagt die FNL' erhoben" zu haben (ebd.). 
Doch es geht um die politische Zerschlagung der Stalinisten 
als politische Expropriateure der vietnamesischen Arbeiter 
und Bauern. Die GIM weiß es besser: "wir sind vielmehr der 
Ansicht, daß gerade die revolutionäre Praxis der FNL diese 
überzeugung (Anrn.: der permanenten Revolution) voll und 
ganz bestätigt" (ebd. - Hervorhebung von uns). Auch ftir 
Vietnam also gilt die VS-Theorie von den "unbewußten Trotz­
kisten": " ... die vietnamesische Führung als ganze hat die 
entscheidenden Implikationen der permanenten Revolu-
tion ftir koloniale und semikoloniale Länder assimiliert" 
(Pierre Rousset: Le parti communiste vietnamien, Paris 
1973, S. 98). Die Probleme der revolutionären Strategie 
reduzieren sich ftir die vietnamesischen Genossen dann nur 
noch auf Formulierungschwierigkeiten: "sie haben, ohne 
dies klar formuliert zu haben, durch den Ablauf ihrer Re­
volution die Richtigkeit der Theorie der permanenten Re­
volution bestätigt" (Was tun N r. 77). Selbstredend fällt 
die trotzkistische Forderung nach einer politischen Re­
volution wieder einmal unter den Tisch. "Seine Halbheit 
verbirgt der Zent rist oft mit Hinweisen auf die Gefahr 
des ,Sektierertums', wobei er unter Sektierertum nicht 
abstrakt-propagandistische PassiviLit (im Geiste der Bor­
digisten), sondern die aktive Sorge um prinzipielle Sau­
berkeit und Klarheit der Einstellung, um politische Fol­
gerichtigkeit und organisatorische Geformtheit versteht" 
(Trotzki, "Der Zen trismus und die IV. Internationale"). 

Fidel Castro: Erst seit neuestem nicht mehr 
"unbewußter Trotzkist" 

Auch die Kuba-Frage macht den zentristischen Charak­
ter des Vereinigten Sekretariats (seiner Mehrheit) deutlich. 
Bis vor kurzem galt das tIdelistische Kuba als ein gesunder 
Arbeiterstaat. Im September letzten Jahres erfuhr nun der 
überraschte Leser der Intercontinental Press (einem Organ 



22 

Mao und Sukarno. 

der amerikanischen SWP) aus einem Dokument von Pierre 
Frank, Livio Maitan und Ernest Mandel aus dem öffent-
lich ausgetragenen Fraktionskampf zwischen der zentristi­
schen Mehrheit und der reformistischen Minderheit des 
Vereinigten Sekretariats dieser Pseudo-Internationale, daß 
es sich u.a. bei der kubanischen Revolution um eine "def­
ormed popular social revolution" gehandelt habe! Wie die-
se Wendung um 1800 plötzlich zustande kam und warum 
die alte Position falsch ist, wird nicht erklärt. Doch erinnern 
wir uns, was die jahrelang vom VS vertretene Position be­
sagte: Die kubanische Revolution wurde vom Pabloismus 
als Beleg für seine revisionistische These interpretiert, daß 
die "Kolonialrevolution objektiv die treibende Kraft der 
Welt revolution geworden" sei. Die programmatische Kapi­
tulation vor dem Fidelismus bedeutete das offene Bekennt­
nis, mit zentralen strategischen Positionen des Kommunis­
mus zu brechen (z.B. die Hegemonie des Proletariats in der 
Revolution, die Notwendigkeit der bolschewistischen Par­
tei): "Die Neubewertung der revolutionären Möglichkeiten 
des Bauernkrieges im Lichte der Erfahrungen von China, 
Algerien, Kuba u.a. ist eine Pflicht für jede Führung ... "! 
Von hier gibt es dann eine stets klar erkennbare Linie der 
guevaristischen Abweichung der Mandel & Co. (d.h. der heu­
tigen internationalen Mehrheit des VS), auch wenn sie nicht 
immer so offen ausgedrückt wurde, wie in bestimmten histo­
rischen Situationen. Doch die Hochstilisierung der Castros 
zu "unbewußten Trotzkisten" sollte nicht in Vergessenheit 
geraten, um gegenüber dem künftigen Verrat der Mandel & 
Co. gewappnet zu sein. 1962 ließ sich M;mdel vernehmen: 
"Es ist absolut falsch, die Gruppe Fidel Castros als eine ,klein­
bürgerliche' Gruppe zu bezeichnen ... In Wirklichkeit waren 
Castro und Guevara von Beginn (!) Marxisten, die auf em­
pirische Weise (!) die Theorie der permanenten Revolution 
angewandt haben"!! Mandel & Co. wollten aber nicht nur 
Zeugen einer zunehmenden Bedeutung der neuen fidelisti­
schen Strömung in der internationalen Bewegung sein, sie 
trachteten vielmehr danach, sich in diese "neue Avantgar-
de" der Weltrevolution zu integrieren. Zwar gelang eine 
solche angestrebte Verschmelzung nicht, doch programma­
tisch hatte der Pabloismus längst jeden Zweifel beseitigt; 
daß noch ernste Differenzen zwischen ihm und dem Fide­
lismus bestehen könnten. Der siegreiche Fidelismus in Ku-
ba wurde als revolutionäre Bastion der Weltrevolution ge­
feiert; die objektive Logik habe die Castro-Führung zur An-
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passung an eine revolutionäre Strategie (zumindest für La­
teinamerika) und zur Schaffung eines revolutionären Ar­
beiterstaates gebracht - ohne Hegemonie des Proletariats, 
ohne bolschewistische Partei!! So feierte der 9. Weltkon­
greß des Vereinigten Sekretariats den Fidelismus: 

. "Die grundlegende Dynamik der lateinamerikanischen 
Revolution ist die der permanenten Revolution in dem 
Sinne, daß die Revolution notgedrungen (!) ihre Zwi­
schenstufen und ohne aufeinanderfolgende Zwischen­
lösungen zur sozialistischen Revolution wird ... In die­
ser Phase des Klassenkampfes ist die Perspektive der 
permanenten Revolution nicht nur eine historische 
Tendenz, sondern eine Realität. Denn es gibt im Rah­
men einer außerordentlich revolutionären Weltlage be­
reits einen Arbeiterstaat in Lateinamerika, der auf die 
breiten Massen beständig einen mächtigen objektiven 
Anreiz ausübt und sie zum Kampf gegen das kapitali­
stische System drängt ... Das Zeitalter der permanen­
ten Revolution hat in Lateinamerika in direkter und 
unmittelbarer Weise begonnen. Die Tatsache, daß die­
se Auffassung von der Führung der ersten sozialisti­
schen lateinamerikanischen Revolution geteilt wird, 
stellt einen Fortschritt dar" (Lateinamerika-Resolu­
tion des 9 WK, in Die Internationale, NI. 1/70, S.42 f.) 

In der "Politischen Resolution des X. Weltkongresses 
der IV. Internationale" vom Jahre 1974 hatte es in Fort­
setzung der Linie vom 9. Weltkongreß geheißen, daß bis 
Anfang/Mitte der 70er Jahre es den kubanischen Führern 
gelungen war, auch hier "trotz aller Beschränktheit ... die 
Dynamik der permanenten Revolution in Lateinamerika 
zu erfassen" (Hervorhebung im Original). 

In einem Bericht (mit 13.9.75 datiert) über die Konfe­
renz der Kommunistischen Parteien Lateinamerikas in Ha­
vanna versucht die VS-Inprekorr NI. 46 noch einmal, nach­
träglich die VS-Position über Kuba zu rechtfertigen. Diese 
Konferenz sei bemerkenswert, weil es erst dort gelungen 
sei, die lateinamerikanischen KPen "gleichzuschalten". 
Erst auf dieser Konferenz habe die kubanische KP "eine 
Wende um 180 Grad vollzogen und alles, was sie während 

The Stalin School 
of Falsification 

Revisited 

Articles reprinted from Workers Vanguard, 
in reply to the Guardian 

A SPARTACUS YOUTH LEAGUE 
PAMPHLET 

Available trom 

Spartacus Youth Publishing Co. 
Box 825, Canal Street Station 
New York, New York 10013 
USA 

1,80 DM 



Januar-Februar 1976 

der ersten zehn Jahre der lateinamerikanischen Revolu­
tion getan hat, zu Grabe getragen"!! Früher hatte die ku­
banische KP angeblich die Orientierung, "die Revolution 
in allen Ländern voranzutreiben"! "Ein großer Teil der 
kubanischen Führung war sich darüber im klaren - wenn 
auch rein empirisch." Die pabloistische Ehre wird geret­
tet. Die "Dritte Welt"-Avantgardisten werden besänftigt 
- einst war Castro doch ein "unbewußter Trotzkist". 

Inzwischen dürfte es aber den VS-Impressionisten ent­
schieden zu schwer fallen, in Castros Kuba Elemente ei­
nes originären Arbeiterstaates ausfindig zu machen. Hin­
zu kommt, daß die zentristische VS-Mehrheit es nötig 
hat, sich in den fraktionellen Auseinandersetzungen im 
VS angesichts einer bevorstehenden Spaltung dieser vor­
geblichen "IV. Internationale" nach links zu profilieren. 
Also wird man bald dazu übergehen, die den geschichts­
losen Impressionisten entsprechende Vorgehensweise zu 
praktizieren: Nachträglich festzustellen, daß von Anfang 
an alles anders war ("deformierte soziale Volksrevolution") 
- und zu verschweigen, welche Analysen man früher ver­
treten hatte. 

Was ist Pabloismus? 

Es ist mit aller Klarheit in der Analyse des VS-Impres­
sionismus herauszustellen, daß es sich nicht um eine mehr 

Ergebnis des "Blocks der vier Klassen" in Indo­
nesien: linke Arbeiter zur Exekution in einem 
Massengrab. 
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zufallige Aneinanderreihung von unbedeutenden Kapitula­
tionen vor dem Stalinismus handelt, vielmehr haben wir 
es mit einem systematischen Muster von Abweichungen zu 
tun, d.h. mit einem eindeutig bestimmbaren Revisionismus. 
Und diesen Revisionismus, der Mandel & Co. charakteri­
siert, nennen wir orthodoxe Marxisten Pabloismus. Warum? 

Grundlage der Kapitulationspolitik des VS gegenüber 
dem Stalinismus ist eine politische Linie, die sich Anfang 
der 50er Jahre in der Vierten Internationale durchgesetzt 
hat und deren Wortflihrer Michel Pablo, Sekretär des da­
maligen Sekretariats der Internationale, war. Auch wenn 
heute die Frank, Maitan, Mandel & Co. ihren Lehrmei­
ster totzuschweigen suchen, sie stehen in seiner Tradition 
des revisionistischen Verrats an der Vierten Internationa­
le (ausflihrlicher siehe: "Ursprünge des Pabloismus", in 
Spartacist. Deutsche Ausgabe Nr. 3, März 1975). 

Eine der Grundthesen des Pabloismus besagt, daß sich 
die objektive Welt von heute gegenüber Trotzkis Zeiten 
verändert hat - und mit ihr der Stalinismus. Die stets völ­
lig neuen Bedingungen haben dann zur Konsequenz, daß 
die "reinen Formen und Methoden" des Bolschewismus 
weiterentwickelt, d.h. revidiert, werden müssen. Unter 
bestimmten Bedingungen hören die traditionellen Kom­
munistischen Parteien auf, stalinistisch zu sein; aus dem 
Stalinismus entwickeln sich bruchlos revolutionäre Par­
teien; die Trotzkisten haben sich in diese objektive Ent­
wicklung zu integrieren und den stalinistischen Parteien 
(gewissermaßen als neue "Linke Opposition", so auch 
wörtlich in Pablos Dokumenten) kritische Unterstützung 
zu geben. Wer dies als verleumderische Darstellung der 
Positionen von Pablo und seinen Jüngern Mandel & Co. 
empfindet, möge die Dokumente der Jahre 1951-53 stu­
dieren. Wir zitieren nur kurz aus dem Perspektivendoku­
ment des 3. Weltkongresses der Vierten Internationale 
(1951): 

"Wo aber auch die Kommunistischen Parteien Massen­
organisationen bleiben, umfassen sie noch - besonders 
nach dem letzten Krieg - die revolutionärsten Sektio­
nen der Arbeiterklasse und armen Bauern in zahlreichen 
europäischen und asiatischen Ländern; sie können es 
sich nicht erlauben, sich unter allen Bedingungen auf 
die bloßen Agenturenrolle der übertragung und AusfUh­
rung von Befehlen der Sowjet bürokratie zu reduzieren . 
... Weder in den Führungen, die an die Sowjetbürokra­
kratie gebunden sind, noch in ihrer Basis noch in ihren 
Beziehungen zur Arbeiterklasse und zu den armen Mas­
sen im allgemeinen sind die Kommunistischen Parteien 
im strengen Sinne reformistische Parteien ... 
.. . soweit sie an die reale revolutionäre Bewegung der 
Massen gebunden sind, unterliegen sie deren Druck und 
dürften - unter besonders vorteilhaften Bedingungen 
- über die Ziele hinausgehen, die ihnen von der Sowjet­
bürokratie gesetzt sind, und eine revolutionäre Orientie­
rung projektieren ... 
Während mächtiger revolutionärer Aufschwünge der Mas­
sen ... ist es nicht ausgeschlossen, daß besondere Kom­
munistische Parteien mit der Mehrheit ihrer Kräfte aus 
dem Einflußbereich der Sowjetbürokratie gestoßen wer­
den und eine revolutionäre Orientierung projektieren 
können. Von diesem Moment an hören sie auf, eigent­
liche stalinistische Parteien zu sein, bloße Instrumente 
der Politik der Sowjetbürokratie, und werden sich ei-
ner Differenzierung hingeben und einen autonomen 
politischen Kurs einschlagen." 

Der Pabloismus ist unfahig, den Stalinismus als konter­
revolutionäre Strömung in der Arbeiterbewegung unabhän-
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gig von der Moskauer Kreml-Bürokratie zu erkennen. Jede 
Differenzierung im stalinistischen Lager fUhrt die Pabloi­
sten dazu, die jeweilige Anti-Moskau-Kraft "kritisch" zu 
unterstützen - selbst wenn die Differenzierung quantita­
tiv nach rechts geht (wie Ende der 40er Jahre bei Tito und 
heute bei Carillo) und unabhängig davon, daß es stets Dif­
ferenzierungen im stalinistischen Spektrum bleiben. We-
der Jugoslawien noch China steHen einen qualitativen Bruch 
Bruch mit dem sowjetischen Stalinismus dar: sie verfol-
gen eine qualitativ ähnliche Innen- und Außenpolitik, sie 
schützen - ebenso wie die russische Sowjetbürokratie -
die nationalen Interessen ihres eigenen bürokratischen 
Usurpatorenregimes gegen die Arbeiterklasse. 

Der opportunistische Appetit des Pabloismus, stets mit 
den "Massen" zu sein, stets mitten im "Aufstieg der Welt­
revolution" zu stecken, stets in der "realen Bewegung" zu 
sein, fUhrt ihn dazu, die Aufgaben der leninistischen Vor­
hut an Ersatzavantgarden zu delegieren. Die gelbe Linie 
des pabloistischen Verrats bezeichnet eine kontinuierliche 
Folge von Kapitulationen vor kleinbürgerlich-nationalisti­
schen (z.B. arabischer "Sozialismus") und stalinistischen 
Kräften. Methodisch steckt hinter dem pabloistischen Im­
pressionismus ein grenzenloser Objektivismus (siehe Kom­
munistische Korrespondenz Nr. 5, November 1974). "Wir 
können sagen", schreiben Pablo und Mandel 1953 - und 
Mandel wiederholt sich seither nur noch -, "daß die Lo-
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gik der internationalen Situation, ihre Entwicklung, trotz­
kistisch ist ... "! Die liquidatorischen Konsequenzen ei­
nes solchen hemmungslosen Objektivismus lassen nie lan­
ge auf sich warten. Neue Avantgarden, alte Führungen -
alles taucht auf. Vielfältig ist der Substitutionalismus je 
nach Konjunktur. Doch die Methode bleibt sich gleich: 
Ersatzavantgarden springen ein, um stellvertretend durch 
sich die Logik der Geschichte (die "Dialektik der Welt­
revolution") mächtig werden zu lassen. Die Vierte Inter­
nationale wird zur bloßen Zutat, gibt dem ansonsten ob­
jektiven Prozeß den letzten Schliff. Geben wir dem einsti­
gen Sekretär der Vierten Internationale das Wort, um das 
pabloistische Liquidatorentum abschließend zu dokumen­
tieren. 

"Es ist überhaupt nicht angemessen, jederzeit die Not­
wendigkeit der revolutionär marxistischen Massenpar­
tei und der Vierten Internationale zu proklamieren, 
um die Krise der Führung zu lösen, unter der die Mensch­
heit leidet, und so den Triumph der Weltrevolution und 
des Sozialismus zu sichern." (Pabio, "Vom Dritten 
zum Vierten Weltkongreß", 1953) 

Am Beispiel der Stellung zum Maoismus konnten wir be­
legen, daß Mandel, sein Vereinigtes Sekretariat und die GIM 
in der Tradition genau dieses Revisionismus stehen .• 
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1946 brach Savimbi mit Roberto, indem er ihn der Ein­
Mann-Herrschaft und des Tribalismus bezichtigte und auch 
die CIA-Verbindungen der FNLA dokumentierte. Und be­
sonders nach 1965, als Mobutu in Leopoldville an die 
Macht kam, wurde Robertos Gruppe zunehmend käuflich, 
zunehmend abhängig von Washington und zunehmend un­
interessiert am Kampf gegen die Portugiesen. Da er nun ein 
wohlhabender Geschäftsmann in Kinshasa war, wurde er 
zum antikommunistischen Demagogen von der Art, daß der 
Geist von Joseph McCarthy und von J. Edgar Hoover her­
aufbeschworen wurde. "Volksmacht führt zur Diktatur des 
Volkes, und die Bevölkerung in Angola ist christlich und 
lehnt den Kommunismus entschieden ab", hörte man ihn 
sprechen (African Research Bulletin, 15. Mai 1975). 

Die links-nationalistische MPLA und ihre internationalen 
Verfechter versuchen allgemein Roberto im Lichte einer 
Washingtoner Marionette erscheinen zu lassen und so zu tun, 
als hätte er keine Massenbasis. In Wirklichkeit besteht kein 
Zweifel über die Unterstützung ihrer traditionellen Führer 
durch die Bakongo-Bauern. Als Luis A1meida, der MPLA­
Chef für das Informationswesen, verkündete daß seine Be­
wegung sich auf einen "acht Monate dauernden Krieg" ge­
gen "Separatisten vom Biafra-Typ" (Manchester Guardian 
Weekly, 4. Oktober 1975) vorbereitet, bedeutete das gleich­
zeitig einen Aufruf zum Stammesgenozid an der Bevölkerung 
Nord-Angolas - einen Vernichtungskrieg. 

Die Stammeszugehörigkeit der drei konkurrierenden na­
tionalistischen Gruppen - die FNLA mit den Bakongo, die 
MPLA mit den Mbundu und die UNIT A mit den Ovimbun­
du - br}ngt die Bedrohung mit einem massiven, sogar völ­
kermordartigen Stammeskonflikt in Angola. Marxisten se­
hen natürlich keine nationale Berechtigung für die Kolonial­
staatsgrenzen in Afrika und keinen historisch fortschrittli­
chen Charakter in ihrer Aufrechterhaltung; auf der anderen 
Seite unterstützen wir auch nicht die weitere Balkanisierung 
Afrikas entlang den Stammesgrenzen. Aber in diesem Zu­
sammenhang ist es wesentlich zu betonen, daß nationalisti­
sche pan-afrikanistische Losungen oder sogar "sozialistische" 
Losungen nicht zugelassen werden dürfen, nur um die Un­
terdrückung nationaler und Stammesminderheiten zu recht­
fertigen. Als Pan-Afrikanisten die Sezession von Biafra als 
eine Bedrohung der nigerianischen Nation ansahen, unter­
stützten wir den Kampf der Ibos gegen den Genozid-An­
griff und gaben deshalb militärische Unterstützung an Bia­
fra in seinem Unabhängigkeitskrieg. In der rückständigeren 
Situation Angolas würde ein revolutionärer Arbeiterstaat 
im südlichen Afrika den Hauptstämmen ebenso regionale 
Autonomie gewähren, wie es die Sowjets in den Stammes­
gebieten Sibiriens taten. 

Die Liberalen drohen mit dem Finger 

Der amerikanische Senat hat sich mit 55 gegen 22 Stim­
men für die Einstellung der Unterstützung angolanischer 
Bürgerkriegsparteien ausgesprochen und die militärischen 
Kredite gesperrt. Präsident Ford bezeichnete diesen Be­
schluß als "eine tiefe Tragödie für alle Länder, deren Sicher­
heit von den Vereinigten Staaten abhängt". Die Angola­
"Hilfe" wird jedoch über Umwege fortgesetzt. Geld wird 
über andere Kanäle eingeschleust, und Söldner werden wei­
ter angeworben, wenn auch nicht regierungsoffiziell. Sank­
tionen gegen die Sowjetunion werden angedroht. Doch ist 
auch eine Einigung zwischen den USA und der UdSSR denk-
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bar - auf dem Rücken der angolanischen Bevölkerung. 
Mehrmals hat die Sowjetunion angedeutet, daß sie auch 
dem status quo zuliebe gegen jede "äußere Einmischung" 
in Angola sein könnte. 

Aufschlußreicher als das Ritual skrupelhafter liberaler 
Kritik ist die Information, daß Nathaniel Davis im August 
als Zweiter Sekretär für Afrikanische Angelegenheiten im 
US-Außenministerium zurücktrat, um gegen die Billigung 
von Henry Kissingers Befürwortung der CIA-Intervention 
durch die Administration zu protestieren. Derselbe Davis 
war Bots·;hafter der USA in Chile von 1971 bis 73, d.h. zu 
einer Zeit, als die CIA Dollars und Ratschläge an die rech­
ten Generäle austeilte, um das Gemetzel gegen das Proleta­
riat vorzubereiten. Seine Opposition zur Kissinger-Linie in 
Angola rührt nicht von irgendwe1chen Gewissensbissen hin­
sichtlich heimlicher Operationen oder von neuerdings auf­
getretenen humanitären Impulsen her. Nach einer Quelle des 
State Department: 

"Davis sagte ihnen, daß es nicht funktionieren würde. 
Weder Savimbi (Kopf der UNITA) noch Roberto (Kopf 
der FNLA) sind gute Kämpfer - tatsächlich könnten 
sie sich ihren Weg aus einer Obsttüte heraus nicht frei­
kämpfen. Es ist die falsche Karte, und die Spieler auf 
unserer Seite sind die Verlierer" (New York Times, 
14. Dezember 1975). 

Davis ist sich bestimmt bewußt, daß nicht nur die rech­
ten nationalistischen Gruppen, sondern auch die links-na­
tionalistische MPLA zu kaufen ist, wenn nur der Preis 
stimmt. Mit schon einigen niedergeschlagenen Streiks auf 
ihrem Konto steht die MPLA einer unabhängigen Organisie­
rung der Arbeiterklasse nicht weniger leidenschaftlich feind­
lich gegenüber als ihre Gegner FNLA und UNIT A - oder 
ihre Freunde in den kleinbürgerlich-nationalistischen Partei­
en, die nun in Guinea-Bissau und Mocambique an der Macht 
sind und mit denen kürzlich die USA diplomatische Bezie­
hungen aufzunehmen übereingekommen sind. 

Die Liberalen in den USA behaupten, sie hätten die Lek­
tion aus der Geschichte gelernt, wenn sie das Angola von 
heute mit den frühen Tagen der US-Intervention in Viet­
nam vergleichen. "Die Schatten von Vietnam erscheinen 
schon wieder", sagt Frank Church (New York Post, 16. De­
zember 1975). Die Liberalen fürchten vor allem, daß Ango­
la ein ebenso vergebliches und teures Abenteuer wie Viet-
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nam wird. Es gibt gewisse oberflächliche Ähnlichkeiten, 
nämlich das militärisch-politische Vakuum, das durch den 
Abzug einer Kolonialmacht entstand, und die Gegenwart 
von durch die Sowjetunion unterstützten Truppen, aber da 
hört die Analogie auch schon auf. 

Anders als in Vietnam, wo trotz der stalinistischen Volks­
front-Politik die Arbeiter- und Bauernrnassen angetreten wa­
ren gegen die Kräfte des Imperialismus und einer zerbrechli­
chen, aber wirklichen einheimischen Bourgeoisie, wird in 
Angola die Niederschlagung der imperialistisch-geftihrten 
Truppen nicht zum Ende kapitalistischer Herrschaft führen. 
Auch besteht da nicht die Frage nacheinander "fallender 
Dominosteine", denn das süd afrikanische Regime weißer 
Vorherrschaft ist ungleich machtvoller als die Nachbarn In­
dochinas. Darüberhinaus würde im begrenzten angolani­
schen Drama und mit der Präsenz südafrikanischer Trup-
pen eine direkte massive US-Militär-Intervention einen ab­
surden "Overkill" darstellen und wird nicht einmal von den 
Anti-Moskauer Falken in Erwägung gezogen. 

In Vietnam gaben die USA Hunderte von Milliarden aus 
und verloren; in Angola genügen CIA-Gelder von nur 50 Mil­
lionen Dollar, um einen größeren militärischen Zusammen­
stoß hervorzurufen. Jene, die wie Senator John Tunney Geg­
ner von Geldern an Angola "für alles außer Nachrichten­
Sammeln" sind, engagieren sich nur in einer zynischen Tarn­
operation. Revolutionäre sind auch geg~m eine "neue Viet­
nam-Intervention", aber nicht wie die Liberalen, weil An­
gola eine "schlechte Investition" für den amerikanischen 
Imperialismus ist (im Gegensatz zum Nahen Osten, wo die 
Vietnam-"Tauben" zu Israel-"Falken" werden). Wir fordern 
vielmehr, daß die USA aus Angola verschwinden - und ru­
fen zur Vernichtung der von den USA und Süd afrika geftihr­
ten Truppen auf - weil wir den Imperialismus zertrümmern 
und nicht seine Politik modifizieren wollen. 

Maoisten in Bedrängnis 

Auch andere Kräfte als die Imperialisten haben den rech­
ten Nationalisten in ihrem 'Bestreben, Luanda "einzuebnen" 
und "jeden einzelnen Kommunisten zu töten", geholfen. Die 
maoistische Bürokratie in China lieferte Militärberater an dIe 
FNLA-Truppen in Zaire und tritt an die Seite Kissingers mit 
der Denunziation russicher "Einmischung" und "Expansions­
politik" in Angola. 

Auf einer Pressekonferenz in New York am 24. Oktober 
charakterisierte MPLA-Sprecher Saydi Mingas zutreffend 
den Verrat in der Position Chinas: 

Die Chinesen gebrauchen den Begriff ,Supermächte', 
~omit sie, wie ich es verstehe, die USA und die Sowjet­
union meinen. Sie sagen, sie wären gegen beide. Aber 
die Chinesen arbeiten mit den Amerikanern und mit 
der amerikanischen Central Intelligence Agency (CIA) 
zusammen. Ich nehme an, daß hierin das liegt, was die 
Chinesen den ,Kampf gegen den Sozialimperialismus' 
oder sowas ähnliches nennen." 

Wie gemeldet stand Angola auf der Tagesordnung für 
Fords Gespräche mit ftihrenden Chinesen bei seiner letzten 
Peking-Reise. Auch die USA hätten ein "gemeinsames Inte­
resse, ... jeder Ausweitung des sowjetischen Einflusses in 
Weste uropa, Angola und im Pazifik entgegenzutreten", wie 
die New York Times am 5. Dezember meldete. 

Chinas Block mit Süd afrika und der CIA verursacht be­
sonders den maoistischen Gruppen in den USA erhebliche 
Probleme. So schreibt der maoistische Guardian vom 26. No­
vember 1975: 

Der Guardian respektiert die Position von Volkschina 
hlerüber, stimmt aber nicht mit ihr überein. China be-
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steht darauf, daß die einzige Lösung der angolanischen 
Krise darin zu suchen ist, daß die drei Seiten sich in einer 
gemeinsamen Regierung vereinigen, wie sie die OAU (Or­
ganisation für Afrikanische Einheit) fordert." 

Wenn der Guardian ehrlich wäre, würde er bemerken, daß 
Henry Kissinger auf einer Pressekonferenz am 25. November 
in Detroit genau den gleichen Ton anschlug, um die nackte 
imperialistische Aggression zu bemänteln. Es ist die nieder­
trächtige Achse Washington-Pretoria-Peking, die der Guard­
ian verteidigt. 

Diese kleinmütigen ehemaligen Mao-Gefolgsleute sind 
nicht die einzigen, die Chinas konterrevolutionäre Politik 
"respektieren". Die Presse im weiß-beherrschten Süd afrika 
ist zunehmend interessiert an den sich eröffnenden Möglich­
keiten einer Allianz mit China. Die Rand Daily Mai! schrieb, 
daß es "grundsätzlich keinen Grund gibt, weshalb wir nicht 
mit den Chinesen sprechen könnten. Ein Pretoria-Peking-Dia­
log wäre sehr segensreich für Südafrika. " Sie bemerkte "En­
thusiasmus" für einen solchen Vorschlag in Kreisen der re­
gierenden Nationalisten-Partei (zitiert in der Daily World 
vom 5. Dezember). 

Deutsche Maoisten geben sich mit Ausnahme des KB 
kriecherisch loyal gegenüber der VR China. Der KB erblickt 
in der Angolafrage einen erneuten Anstoß, an der revolutio­
nären Politik der VR China zu zweifeln und gibt der MPLA 
bedingungslose politische Unterstützung. Sowohl KPD und 
KPD/ML wie auch KBW erklären mit Unschuldsmiene, daß 
in Angola doch alle Befreiungsbewegungen zusammenarbei­
ten könnten und auch wollten, wenn nicht die beiden Su­
permächte bösartig intrigieren würden. In Übereinstimmung 
mit der Botschaft Mao Tse-tungs zitieren sie Idi Amin und 
dessen scheinbar neutrale Haltung gegenüber allen Einmi­
schungen von außen. Der Verrat der KPD spricht ftir sich: 

"Ich aber stelle mir die Frage, welches Land Afrikas be-
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findet sich in diesem historischen Moment in der Etappe 
des Aufbaus des Sozialismus? Meine Antwort ist: kein 
einziges. Tatsächlich sind alle afrikanischen Länder noch 
immer in den Spinnweben des Neokolonialismus gefan­
gen, und nur einige versuchen heute, sich vom Imperialis­
mus zu lösen, so daß alle tatsächlich sich in der Etappe 
der Verteidigung ihrer Unabhängigkeit befinden. Ich bin 
sicher, daß viele unter uns ihre Sympathien auf seiten der 
MPLA haben. Die gegenwärtige Lage ist jedoch so ver­
wirrend, daß wir uns anstrengen müssen, um die Lage bes­
ser zu verstehen, damit wir uns nicht an der Seite der 
Kräfte sehen, die wir bekämpfen und die gegen die Ein­
heit Angolas arbeiten, oder damit wir den Fortschritt in 
Richtung Einheit und echte Unabhängigkeit des Volkes 
von Angola nicht behindern. Die Einheit'der drei Befrei­
ungsbewegungen ist es, für die wir uns am stärksten ein­
setzen müssen" (Rote Fahne 6. Jg., Nr. 46, 19. Novem­
ber 1975). 

Was die KPD hier als "Einheit der drei Befreiungsbewe­
gungen" und "echte" Unabhängigkeit anpreist, ist nichts 
anderes als eine Unabhängigkeit von Pretorias und Washing­
tons Gnaden! 

Was die Maoisten anstreben, ist die illusorische Etappe 
eines einheitlichen demokratischen Nationalstaates, der zu­
dem dem "Sozialismus" der VR China außenpolitisch dient. 
Die Erkämpfung der Staatsrnacht in Südafrika durch die Ar­
beiterklasse, d.h. der reale Kampf flir die angolanischen Mas­
sen zur Befreiung von Elend und Ausbeutung, Rückständig­
keit und Unterdrückung, wird von den Maoisten nicht als 
Perspektive anerkannt. 

Unlängst teilte Peking mit, daß die 200 Militärberater ftir 
die FNLA abgezogen und chinesische Militärhilfe ftir FNLA 
und UNIT A eingestellt wurden. Es gibt keinen Grund, die­
sem Bericht nicht zu glauben; denn die USA sind jetzt in 
viel größerem Maßstab in die Bresche gesprungen. Aber CIA­
Hilfe an die FNLA war immer schon bekannt seit den frühen 
60er Jahren, und der Antikommunismus des FNLA-Chefs 
Roberto war niemals ein Geheimnis. Mit der Logik von der 
proletarischen Weltrevolution unwiderruflich feindlichen Bü­
rokraten haben die chinesischen Führer sich immer als wil­
lens erwiesen, dem Imperialismus die Stiefel zu küssen, wenn 
es ihnen gegen ihre Rivalen im Kreml hilft. 

Revolutionäre müssen entschieden politisch brechen so­
wohl mit der Moskauer wie auch mit der Pekinger Spielart 
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stalinistischer Klassenkollaboration wie auch mit ihren je­
weiligen kleinbürgerlich-nationalistischen Bündnispartnern. 

Wie der Spartacusbund unter dem Deckmantel 
der militärischen Unterstützung politisch 
der MPLA nachhinkt 

Der Spartacusbund übertrifft sich selbst. Während er noch 
vor nicht allzu langer Zeit in Portugalflugblättern alle Macht 
für die MPLA forderte und in Berlin seine Portugalveranstal­
tung mit Plakaten schmückte, die die MPLA als revolutionä­
re Kraft bezeichneten, hat er sich jetzt an die leninistische 
Tradition der militärischen Unterstützung erinnert - aller­
dings dabei diese Taktik überhaupt nicht verstanden. 

"Wir müssen die MPLA militärisch unterstützen gegen den 
weißen Terror von FNLA und UNITA. Nur so können 
die in der MPLA angelegten Widersprüche jemals aufbre­
chen, nur so kann ein Mindestmaß an Bewegungsfreiheit 
ftir die Arbeiterklasse und die fortschrittlichen Bauern 
aufrechterhalten werden" (Spartacus Nr. 22, November 
1975). 

Was diese "Widersprüche" sind, wird impressionistisch be­
schrieben. In der MPLA gehe die Mitgliedschaft von "reinen 
Marxisten-Leninisten (Trotzkisten? ? d. Verf.) bis zu Konser­
vativen". Die MPLA "radikalisiere" sich durch den Druck 
der Massen! Die Rolle der MPLA könne positiv sein: "Man 
sieht also, daß die MPLA nur in dem Maße eine fortschrittli­
che Rolle spielte, in dem sie sich auf die Arbeiter, armen 
Bauern und Bewohner der Slums stützen mußte. "!! 

Der Spartacusbund gibt also in seiner zentristischen Leicht­
fertigkeit der MPLA eine letztlich unbegrenzt militärische Un­
terstützung. Das heißt, daß er trotz einiger korrekter Kritik­
punkte am MPLA-Programm deren vollen Sieg in ganz Ango­
la (über den "weißen Terror" der FNLA und UNITA) will. 
Da die MPLA eine nationalistische Organisation ist, wird sie 
das Recht der Bakongostämme auf Selbstbestimmung bru-
tal mit Füßen treten. Der Spartacusbund unterstützt somit 
letztlich Völkermord. Zudem wird, wie wir schon oben sag­
ten, auch die MPLA keine unabhängige Arbeiteropposition 
dulden. Als Warnung an den Spartacusbund und ähnliche 
Zent risten fassen wir noch einmal unsere leninistische Posi­
tion zur nationalen und kolonialen Frage zusammen: Mar­
xisten sind kompromißlose Feinde des Kolonialismus, und 
deshalb würden wir, ohne unseren Kampf gegen den bürger-
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lichen Nationalismus einzuschränken, jeder der Gruppen, 
die für die Unabhängigkeit eintreten, militärische Unterstüt­
zung gegen die imperialistischen Kräfte geben - und zwar 
unabhängig davon, wo diese Gruppen ihre Waffen herbekom­
men! In einem Machtkampf zwischen rechten und linken 
Nationalisten jedoch ist die Arbeiterklasse nicht verpflichtet, 
die "fortschrittlich" ehrgeizigen Ausbeuter zu unterstützen, 
obgleich es Anlässe für militärische Blöcke mit den letzteren 
gegen die Ultrareaktionäre geben kann. Wenn jedoch der 
Machtkampf zwischen rivalisierenden nationalistischen Kräf­
ten imperialistischen Interessen untergeordnet wird, können 
Kommunisten der Seite, die imperialistische Interessen ver­
folgt, grundsätzlich keine militärische Unterstützung geben. 

So gab die Vierte Internationale Äthiopien militärische 
Unterstützung gegen die italienische Aggression. Als aber im 
11. Weltkrieg die britische Besetzung Ä thiopiens den antiko­
lonialen Kampf in ein bloßes Vorspiel für den innerimperia­
listischen Krieg verwandelte, zog die Vierte Internationale 
korrekterweise ihre militärische Unterstützung zurück. 
Gleichfalls haben Marxisten den bengalischen Unabhängig­
keitskampf Anfang und Mitte des Jahres 1971 unterstützt. 
Als aber Indien die Guerillas kontrollierte, selbst intervenier­
te, den Konflikt zu einem indisch-pakistanischen Krieg führ­
te und die Awami Liga vollkommen der indischen Armee 
unterordnete, konnte Bangla Desh nicht länger von Kommu­
nisten militärisch unterstützt werden. 

Fassen wir zusammen: Im angolanischen Machtkampf gab 
es keine qualitativen Differenzen zwischen den konkurrieren­
den bürgerlichen Nationalisten. Marxisten konnten sich auf 
keine der Seiten stellen. Mit dem Eintritt der USA und Süd-

Kommunistische Korrespondenz 

afrikas in den Kampf wurde die FNLAjUNITA-Koalition 
dem Imperialismus untergeordnet. Es wurde notwendig, ge­
gen den Versuch, ein imperialistisches Marionettenregime zu 
errichten, der von der Sowjetunion unterstützten MPLA mi­
litärische Unterstützung zu geben. Es war notwendig, der 
MPLA militärische Unterstützung zu geben, um die aufkei­
mende Blüte des Proletariats in Luanda zu schützen. 

Aber eine militärische Unterstützung ist kein Freibrief ftir 
die MPLA. Militärische Unterstützung ftir die MPLA gegen 
die imperialistisch geführte Koalition ist eine notwendige 
Taktik im Zusammenhang unseres fundamentalen strategi­
schen Ziels: des Kampfes fur den Aufbau einer unabhängigen 
trotzkistischen Arbeiterklassenpartei. Marxisten kämpfen 
kompromißlos gegen Kolonialherrschaft und unterstützen 
das Recht der Nationen auf Selbstbestimmung. Aber wir ge­
ben der antiproletarischen Ideologie des Nationalismus kei­
nerlei Unterstützung. Nationale Unterdrückung in der Epo­
che des niedergehenden Imperialismus kann nicht ohne den 
Sturz des Kapitalismus beseitigt werden, der die den nationa­
len Kriegen zugrundeliegenden Elendszustände und ausbeute­
rischen Produktionsverhältnisse aufrechterhält. 

Nur die Machtergreifung des Proletariats, unterstützt von 
der Bauernschaft, kann die afrikanischen Massen der Herr­
schaft des Imperialismus entreißen. Der Schlüssel, um dem 
Kapitalismus im südlichen Afrika das Rückgrat zu brechen, 
ist auf jeden Fall der revolutionäre Sieg des Industrie- und 
Bergbauproletariats Süd afrikas unter der Führung einer leni­
nistischen Avantgardepartei, die den Imperialismus und sei­
ne Lakaien mit Hilfe eines internationalistischen Programms 
bekämpft.. 
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Spanien 
Fortsetzung von Seite 32 

den sein, mit ihren bürgerlichen Verbündeten zu brechen 
und eine Arbeiterregierung zu bilden, eine Regierung, die 
flir die Zerschlagung des francistischen Staatsapparats 
kämpfen muß, für die vollständige Auflösung des alten 
Repressionsapparats, fur die Bewaffnung der Arbeiterklas­
se, die damit die Bedingungen für die sofortige Einberu­
fung der Konstituierenden Versammlung sichern muß. " 

Die hanebüchene Zweckbestimmung des proletarischen 
Kampfes beim Spartacusbund ist von uns hervorgehoben 
worden. 

Die ganze politische Funktion des Zentrismus - histo­
risch durch die Rolle der POUM in der spanischen Revolu-

König Juan Carlos: am Hals baumelnd wäre er 
vielen lieber. 

tion als linkeste Variante der Verratspolitik erwiesen - wird 
erneut beim Spartacusbund deutlich. Verbunden mit einem 
falschen Verständnis der Arbeiterregierung (nicht als Dikta­
tur des Proletariats bzw. unmittelbarste Vorstufe zur prole­
tarischen Diktatur, sondern als Regierung von reformisti­
schen Arbeiterparteien, d.h. von konterrevolutionären Klas­
senverrätern, auf der Grundlage des kapitalistischen Systems! 
Siehe ausführlich zur Arbeiterregierung am Beispiel Portu­
gals: Kommunistische Korrespondenz N r. 11, November 
1975) offenbart sich trotz der radikalen Phraseologie - Ge­
neralstreik, Aufstand, Bewaffnung der Arbeiterklasse, voll­
ständige Auflösung des Repressionsapparates - seine zen­
tristische Angst, den Kapitalismus zu sprengen. Diese Posi­
tion unterscheidet sich letztlich nicht vom Stalinismus, der 
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ebenfalls zu Generalstreik usw. bereit ist, um den status quo 
von 1936 zu erkämpfen! Dem Spartacusbund geht es we­
sentlich um die Sicherung einer Konstituierenden Versamm­
lung - einer Versammlung, deren politische Funktion im 
Rahmen des bürgerlichen Systems liegen wird, die mögli­
cherweise selbst zum Hort der Konterrevolution werden 
kann. Wir wollen hier nicht spekulieren, ob die Losung 
der Konstituierenden Versammlung vorübergehend eine 
beschränkte Bedeutung für die Massen hat, sie auf den revo­
lutionären Weg zu führen (vgl. unsere Position zu Portugal 
in Kommunistische Korrespondenz Nr. 9, Juni 1975, und 
Nr. 11, November 1975); worum es uns Revolutionären geht, 
ist: die Unterordnung des proletarischen Kampfes unter bür­
gerlich-demokratische Losungen zurückzuweisen, d.h. auch 
in den Forderungen die Hegemonie des Proletariats (und 
nicht der Bourgeoisie!!) zum Ausdruck zu bringen! Das spa­
nische Proletariat muß die Lehren seiner historischen Nie­
derlage, verursacht durch Zentrismus und Reformismus, be­
greifen, um im bevorstehenden Kampf zur Zerschlagung des 
kapitalistischen Staates und zur Enteignung der Bourgeoisie 
gewappnet zu sein. Die Lehre, die es aus seinen Revolutions­
kämpfen und dem Bürgerkrieg der 30er Jahre ziehen muß, ist 
klar: es braucht eine revolutionäre Avantgardepartei als Sek­
tion der wiederzuschaffenden Vierten Internationale! 

Für die proletarische Revolution zur Zerschlagung des 
Francismus! 
Keine Volksfrontillusionen! 
Vorwärts zur Arbeiterrepublik in Spanien! 
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Für eine Arbeiterrepublik in Spanien! 
Francos Tod bewegt die spanische Bourgeoisie zum Pläne­

schmieden. Wie kann sie eine friedliche Fortsetzung ihrer Dik­
tatur sichern, Spanien möglichst konfliktlos in die EG ftihren 
und gleichzeitig so viele Elemente des bonapartistischen "star­
ken Staates" wie möglich bewahren? Ihre Hoffnungen kon­
zentrieren sich auf den neuen König, Juan Carlos de Borban, 
Francos Nachfolger. Der Francismus soll über Francos Tod 
hinaus bewahrt bleiben. 

Während die Ultrarechten den Monarchen zu zwingen su­
chen, keine Konzessionen gegenüber dem Liberalismus LU ma­
chen, empfehlen die liberalen Kräfte der Bourgeoisie eine 
"Demokratisierung" des Regimes. Doch für die Arbeiterklas­
se gibt es keine demokratische Lösung im Rahmen des Kapi­
talismus. Bei den ersten Anlässen ernsthafter Konfrontatio­
nen zwischen Bourgeoisie und Proletariat werden die demo­
kratischen Pläne der Bourgeoisie verschwinden, sie wird sich 
in die Arme der starken Verteidiger der bürgerlichen Ruhe 
und Ordnung flüchten. Das Proletariat darf kein Vertrauen 
in die Reformisten setzen, die auf eine bürgerliche Liberali­
sierung hoffen. Es muß bestrebt sein, die barbarische fran­
cistische Herrschaft durch die Zerschlagung des Kapitalis­
mus vollends zu überwinden. 

Das spanische bonapartistische Regime ist krisengeschüt­
telt. Die Arbeiterklasse blickt auf eine kämpferische Tradi­
tion zurück, gekennzeichnet von breiten illegalen und halb­
legalen Organisationen und offenen Konfrontationen mit 
den Kapitalisten und ihrem Staat. Die nationalen Minderhei­
ten rebellieren offen gegen das Madrider Regime. Doch noch 
hat die Bourgeoisie keine Alternative zu Juan Carlos, der die 
Kontinuität ihrer Herrschaft wahren soll. Um den Eindruck 
nationaler Versöhnung zu erwecken, werden kleine, unbedeu­
tende Zugeständnisse gemacht (beschränkte Teilamnestie, be­
schränkte Tolerierung der Sprachen der nationalen Minder­
heiten u.ä.). Doch solche eher farcenhafte Gesten verändern 
nicht den Charakter des Regimes. Und die ultrarechten Kräf­
te stehen in der Reserve, jede "Liberalisierung" einzudäm­
men und vor allem jede Opposition möglichst zu ersticken. 

Volksfrontverrat der Reformisten 

Während die extreme Rechte - konzentriert in den kor­
poratistischen Syndikaten, in der Guardia Civil und in po­
litischen, paramilitärischen Polizeieinheiten - eine tödli-
che Gefahr flir die Arbeiterbewegung darstellt, sind die wich­
tigsten Hemmnisse auf dem Wege zur proletarischen Revolu­
tion in Spanien die traditionellen reformistischen Irreftihrer. 
Die kämpferische spanische Arbeiterklasse, die in ihren Zen­
tren selbst unter den Bedingungen der Klandestinität gut or­
ganisiert war, soll durch die Klassenkollaborationspolitik 
(in Form von Volksfronten) an die Bourgeoisie gekettet wer-

32 

den. Allerdings haben die Hauptkräfte der spanischen Bour­
geoisie bisher kein Interesse bekundet, auf eine Volksfront 
zu setzen. Die Einschätzung des Spartacusbundes, daß die 
Bourgeoisie "immer mehr auf eine Volksfrontlösung setzen" 
wird, verkennt die Tatsache, daß die spanische Bourgeoisie 
etwa gegenüber der portugiesischen gegenwärtig noch weit 
stärker ist. In einer solchen Volksfront aber "große Mög­
lichkeiten" zu sehen, ja, die Volksfront als einen Motor der 
Revolution zu verstehen: "Ein neues Volksfrontexperiment 
wird begleitet von einem Aufschwung der Massenkämpfe" 
(Spartacus Nr. 23, Dezember 1975), statt sie als Bremsklotz 
fur die Entfaltung der proletarischen Massenkämpfe zu be­
greifen, heißt die eigene Kapitulation vorzubereiten. Eine 
Volksfront wird von der Bourgeoisie und ihren reformisti­
schen Lakaien in einer Situation gebildet, wo es fur die Re­
forrnisten gilt, sich an die Spitze der Massenkämpfe zu set­
zen, um diesen jede Sprengkraft zu nehmen und sie im Rah­
men des kapitalistischen Systems zu halten. 

Sowohl die Demokratische Junta, geführt von der KP, als 
auch die Plattform der Demokratischen Konvergenz, geführt 
von der Sozialdemokratie (PSOP), haben unmißverständlich 
demonstriert, daß sie sich der Aufrechterhaltung des kapita­
listischen Systems verpflichtet haben. Ihre Politik der "Na­
tionalen Versöhnung" hat sie dazu gebracht, mit Kräften 
des bestehenden Regimes nach einem "friedlichen Weg" zur 
"pluralistischen Demokratie" zu suchen. Inzwischen sind 
beide Volksfrontformationen bereit, sich mit der Monarchie 
abzufinden, sofern ihnen vom Regime Wahlen in einer Frist 
von 12 bis 18 Monaten versprochen werden! 

Der Zentrismus: Mit linken Phrasen an der Seite 
der Reformisten 

Aber diese Kapitulation vor der Bourgeoisie bleibt nicht 
nur den Stalinisten und Sozialdemokraten vorbehalten. Selbst 
Kräfte, die mit radikalen revolutionär klingenden Worten ihre 
realen Absichten nur verschleiern, wie der Spartacusbund in 
Deutschland, erheben nicht die Losung der Zerschlagung des 
Kapitalismus in Spanien, auch sie beschränken ihre Perspek­
tive letztlich auf den Rahmen der Erkämpfung der bürgerli­
chen Demokratie - allerdings mit den Mitteln des proleta­
rischen Kampfes! Eine wahre Perle zentristischer Haltlosig­
keit findet sich in Spartacus Nr. 23: 

"Einen konsequenten Kampf gegen das Franco-Regime 
zu führen, heißt aber heute an die ORGANISIERUNG 
DES GENERALSTREIKS zu gehen ... Der Generalstreik 
muß übergeleitet werden in den Aufstand. Deshalb muß 
die Propaganda der Revolutionäre ftir den Generalstreik 
heute eng mit der Aufforderung an KP und PSOP verbun-
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